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Solidarität mit Armutsbetroffenen
In dieser Zeitung der IG Sozialhilfe lesen Sie, wie die Invalidenversicherung auf
dem Buckel der Schwächsten umgebaut wird und weshalb es in den Niederlanden
nach der gleichen Verschärfung dieser Versicherung zum Debakel kam.

Auf Seite 6 erfahren Sie, dass mit dem neuen Paradigma der europäischen Beschäf-
tigungspolitik, dem so genannten Workfare, ein rallye-artiges Rennen um Arbeits-
plätze lanciert wird, die in Wirklichkeit gar nicht vorhanden sind, indes die Ar-
mutsbetroffenen erst recht in prekäre, von Armut und Krankheit geprägte Lebens-
lagen versetzt werden.

Im Mittelteil berichten Frauen und Männer, was es heisst, in einem der reichsten
Länder der Welt arm zu sein: Die Beiträge handeln von persönlichen Erfahrungen
mit der Welt der disziplinierenden Ämtern, den Folgen sexueller Ausbeutung so-
wie dem kurzen Weg in das Aussen einer entsicherten Arbeitsgesellschaft.

Auf Seite 15 lesen Sie das engagierte Plädoyer für einklagbare Sozialrechte von
Branka Goldstein, der Gründerin der IG Sozialhilfe: Zu bekämpfen ist die Armut,
nicht die einzelnen armutsbetroffenen Subjekte.

Armut ist versteckt wie auch sichtbar,
Armut lässt verstummen wie auch aufschreien,
Armut macht aggressiv gegen aussen oder innen,
Armut macht krank, Armut tötet.

Einzelschicksale und repressive Sozialstrukturen stehen in dieser Zeitung im Mit-
telpunkt: Verschaffen wir den Grundrechten wieder vermehrt Geltung! Auch und
vor allem den Armutsbetroffenen soll wieder zu ihrem Recht verholfen werden.

Es gibt nur eins: Solidarität mit Armutsbetroffenen!
IG Sozialhilfe
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Baustelle Invalidenversicherung: Sparen auf Kosten der Schwächsten

Die Invalidenversicherung (IV) ist seit
mehreren Jahren hoch defizitär. Im Jah-
re 2005 betrug das Defizit der IV über
1,7 Milliarden Franken. Insgesamt be-
tragen die Schulden der IV bereits ca. 8
Milliarden Franken. Anstatt dass die
Politik der Frage auf den Grund geht,
warum es immer mehr IV-RentnerInnen
gibt, hat das Parlament wieder einmal
einseitig Sparmassnehmen zu Lasten der
IV-RentnerInnen beschlossen. Die Ar-
beitgeberInnen, welche in der Hauptsa-
che dafür verantwortlich sind, dass sich
der Druck am Arbeitsplatz immer wei-
ter verstärkt hat und dass es heute kei-
nen Platz mehr gibt für Arbeitnehmer,
die aus gesundheitlichen Gründen kei-
ne 150-prozentige Leistung erbringen
können, bleiben wieder einmal ver-
schont.
Das Ziel der fünften IV-Revision, wel-
che nun vom Parlament beschlossen
wurde, ist, dass es zu 20 Prozent weni-
ger IV-Renten pro Jahr kommt als bis-
her. Erreicht soll dies unter anderem
dadurch werden, dass das bisherige Ein-
spracheverfahren durch ein formloses
Vorbescheidverfahren ersetzt wird. Da-
durch erhofft man sich in Bundesbern,
dass es zu einem besser verständlichen
Verfahren bei den IV-Stellen kommt,
und dass sich die GesuchstellerInnen
dann eher davon überzeugen lassen, dass
sie keinen Rentenanspruch haben. Die-
se Massnahme wird aber voraussichtlich
gar nichts bringen: Das Vorbescheidver-
fahren gab es schon einmal bis Ende
2003. Es hatte überhaupt keinen Einfluss
auf die Erhöhung der IV-Renten. Weit
einschneidender sind die beiden weite-
ren Massnahmen, die beschlossen wur-
den: so ist das Beschwerdeverfahren
nicht mehr kostenlos, sondern die IV-
RentnerInnen, welche eine Verfügung
anfechten wollen, müssen Verfahrens-
kosten bezahlen. Dies wird auch teilwei-
se bedeuten, dass ein Kostenvorschuss
zu leisten ist, bevor das Gericht über-
haupt auf eine Beschwerde eintritt. Die
Bezahlung dieses Kostenvorschusses
könnte für viele IV-RentnerInnen, die
häufig in schlechten finanziellen Ver-
hältnissen leben, zu einem ernsthaften
Problem werden. Es ist aber sehr frag-
würdig, wenn man jemanden einfach mit
drohenden Kosten davon abschrecken

will, von seinen Rechten Gebrauch zu
machen. Ein weiteres Problem ist, dass
das höchste schweizerische Gericht in
Sozialversicherungssachen, das Eidge-
nössische Versicherungsgericht (EVG),
nur noch so genannte Rechtsfragen über-
prüfen kann, und keine Sachverhaltfra-
gen. Damit wird der Rechtsschutz der
betroffenen Personen weiter einge-
schränkt, weil nur noch das kantonale
Versicherungsgericht umfassend ab-
klärt, wie die medizinische Situation ei-
ner/s Gesuchstellers/in ist.  Besonders
stossend ist, dass diese Änderungen nur
für die IV gelten, nicht aber für die an-
deren Sozialversicherungen. Für diese
Erschwerung des Rechtsschutzes für IV-
RentnerInnen gibt es keine sachliche Be-
gründung. Wie sinnlos die vorgesehe-
nen Massnahmen sind, zeigt die Tatsa-
che dass nicht etwa nur Behindertenver-
bände gegen diese 5. IV-Revision sind,
sondern auch zum Beispiel die Konfe-
renz der kantonalen Versicherungsge-
richte. Auch diese sind der Ansicht, dass
diese Revision nichts bringen wird und
dass dadurch nicht weniger Arbeitsbe-
lastung auf dem Gerichten lasten wird,
sondern eher noch mehr. Es ist deshalb
zu hoffen, dass die Behindertenverbän-
de das angedrohte Referendum ergrei-
fen werden, so dass es zu einer Volks-
abstimmung kommen wird. Die IG So-
zialhilfe würde dieses Referendum mit
Sicherheit unterstützen.

Zweidrittelsgesellschaft

Zum Schluss muss man sich auch fra-
gen, was eine solche Verschlechterung
des Rechtsschutzes bei IV-RentnerInnen
für einen volkswirtschaftlichen Nutzen
haben soll. Denn selbst wenn man das
Ziel erreichen würde, dass es 20 % we-
niger IV-RentnerInnen gibt, selbst dann
würden diese Personen, die nun keine
IV-Rente mehr erhalten, ja nicht einfach
alle eine Arbeitsstelle finden. Der Ar-
beitsmarkt wird sich in absehbarer Zeit
ja nicht verändern, sondern man muss
vielmehr damit rechnen, dass die Ar-
beitsbedingungen in Zukunft noch här-
ter werden. Die Folge wird also sein,
dass immer mehr gesundheitlich ange-
schlagene Menschen ohne jegliche Exi-
stenzgrundlagen dastehen, ohne Er-

werbsarbeit, aber auch ohne Leistungen
der Invalidenversicherung. Für diese
Personen bleibt dann nur noch der Gang
zur Sozialhilfe. Mit anderen Worten: Die
5. IV-Revision zielt hautsächlich darauf,
noch mehr Personen von der IV weg und
hin zur Sozialhilfe zu verschieben. Da-
mit kann der Bund zwar Geld sparen,
dafür werden aber die Gemeinden, die
für die Sozialhilfe zuständig sind, stär-
ker belastet. Für die betroffenen Perso-
nen bedeutet dies, dass sie auf dem ab-
soluten Existenzminimum leben müssen
und dass sie an den Diskriminierungen
leiden müssen, welche für Sozialhilfe-
empfängerInnen heute leider häufig
noch bestehen. Auch volkswirtschaftlich
betrachtet ist diese Tendenz hin zur So-
zialhilfe überhaupt nicht sinnvoll, zeigt
doch die Statistik, dass die Sozialhilfe-
empfängerInnen nur sehr schwer wie-
der in einem geregelten Arbeitsalltag zu-
rück finden.
Wenn sich der Trend der letzten Jahre
bestärkt und die Sozialversicherungen
auf allen Ebenen weiter so abgebaut
werden wie bisher, dann droht der
Schweiz eine so genannte Zweidrittels-
gesellschaft, wie man sie aus den USA
kennt, wo noch Zweidrittel der Bevöl-
kerung im Erwerbsleben stehen und ein
vernünftiges Einkommen erzielen kön-
nen, während ein Drittel der Bevölke-
rung nur noch am Existenzminimum
von der Sozialhilfe lebt. Die Sozialhil-
fekosten werden explodieren und als
Konsequenz dazu steht die nächste For-
derung schon im Raum: Bereits wurde
in Zeitungsartikeln die Frage aufgewor-
fen, ob es denn wirklich notwendig sei,
dass man allen Personen Sozialhilfe ge-
währe. Schliesslich gebe es in den
Grossstädten anderer Länder ja auch
eine grosse Zahl von Obdachlosen, wel-
che keine staatliche Unterstützung erhal-
ten und den Staat überhaupt nichts mehr
koste. Damit dieses Schreckensszenario
nicht Realität wird, ist es wichtig, dass
in der Schweiz die Sozialversicherun-
gen und insbesondere die IV zumindest
auf dem heutigen Stand behalten wer-
den können, damit die Personen, die aus
gesundheitlichen Gründen nicht mehr in
der Lage sind zu arbeiten, trotzdem ein
menschenwürdiges Leben führen kön-
nen. Pierre Heusser
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Der Abgrund der 5. IV-Revision: Der drohende schweizerische
Nachvollzug des niederländischen Debakels

In den Niederlanden wurden vor zehn
Jahren genau die gleichen repressiven
Massnahmen ergriffen, wie sie gegen-
wärtig in der Schweiz im Zusammen-
hang mit der 5. IV-Revision geplant
werden.

In den Niederlanden wurde Wim Kok
von der sozialdemokratischen Partei
(„Labour Party“) im Jahr 1994 zum neu-
en Premierminister gewählt. Kok stellte
seine Regierungsarbeit unter den Slogan
„Arbeit, Arbeit, Arbeit“ und intensivierte
damit eine Politik, die schon von der
christlich-demokratischen Vorgängerre-
gierung unter Ruud Lubbers ab den spä-
ten achtziger Jahren voran getrieben
worden war. Die von Langzeitarbeits-
losigkeit betroffenen Personen sollten
mittels Workfare-Massnahmen in den
ersten Arbeitsmarkt reintegriert werden.
Von dieser Politik waren auch die Be-
zügerinnen und Bezüger der Invaliden-
versicherung betroffen. Konkret wurde
bei der Zusprechung von IV-Renten eine
härtere Linie gefahren (mehr Ablehnun-
gen) und auch die bestehenden Renten
wurden mittels Neuüberprüfungen ei-
nem härteren Regime unterworfen. In
den neunziger Jahren wurden in den
Niederlanden damit genau diejenigen re-
pressiven Massnahmen ergriffen, wie sie
gegenwärtig in der Schweiz im Zusam-
menhang mit der 5. IV-Revision geplant
und teilweise schon im Vorgriff (grös-
sere Ablehnungsraten) umgesetzt wor-
den sind. Es lohnt entsprechend, sich den
niederländischen Fall, der in ein eigent-
liches Debakel mündete, näher anzuse-
hen.
Die niederländische Workfare-Politik in
der IV hatte zunächst zur Folge, dass
weit weniger Personen eine IV-Rente zu-
gesprochen erhielten, als im internatio-
nalen Vergleich üblich, und dass gleich-
zeitig sehr viel mehr Personen als üb-
lich ihre einmal zugesprochene Rente
wieder verloren. Im Jahr 1995 betrug die
Austrittsrate aus der Invalidenversiche-
rung in den Niederlanden etwa 7 Pro-
zent, in den meisten anderen europäi-
schen Ländern dagegen lediglich etwa
1 Prozent (OECD 2003: 59). Die ergrif-
fenen Workfare-Massnahmen der Inva-
lidenversicherung führten bis Mitte der

neunziger Jahre zu einem Allzeit-Tief
bei den Eintrittsraten und zu einem All-
zeit-Hoch bei den Austrittsraten ebenso
wie bei den Ablehnungsraten (verwei-
gerte Renten). Es machte damals den
Anschein – so wird in der OECD-Stu-
die festgehalten –, als ob die Entwick-
lung zu einer Erfolgsstory würde: „It
seemed then that developments here
were going to be a success story.“
(OECD 2003: 74)
Die Erfolgsstory verkehrte sich in der
Folgezeit aber relativ rasch in eine Art
Albtraum. Nach 1995 kehrten sich die
Trends bei Eintritts- und Austrittsraten
nämlich wieder um und die Rate der
Bezügerinnen und Bezüger von Leistun-
gen der Invalidenversicherung begann
– und zwar ausserordentlich stark – wie-
der anzusteigen. Gemäss den Ausfüh-
rungen der OECD war die Zahl der Ren-
tengesuche im Jahr 1999 höher als je-
mals zuvor: „The number of benefit ap-
plications was in fact much higher in
1999 than ever before.“ (OECD 2003:
74). Was war geschehen?

Kontraproduktive Wirkungen der
Workfare-Massnahmen

Es ist davon auszugehen, dass im Zuge
der repressiven Massnahmen vielen
Menschen das Anrecht auf eine IV-Ren-
te verwehrt wurde, die infolge einer
chronischen Erkrankung oder einer Be-
hinderung auf eine solche angewiesen
gewesen wären. Infolge der Rückwei-
sung waren diese Menschen gezwungen,
die Workfare-Mühlen der Arbeitslosen-
versicherung oder der Sozialhilfe zu
durchlaufen, und zwar – infolge ihrer
Krankheit oder ihrer Behinderung –
ohne jede Chance, wieder eine Stelle zu
finden. In dieser Zeit dürfte die Lage die-
ser Menschen sich sowohl in psychi-
scher als auch in körperlicher Hinsicht
eher verschlechtert haben und zwar der-
art, dass man ihnen nach einer unnötig
verlängerten Leidenszeit, in der die Sa-
che nur noch verschlimmert wurde, doch
noch eine IV-Rente zusprechen musste.
Die in der Mitte der neunziger Jahre in
den Niederlanden zu Unrecht zurück
gewiesenen Personen mussten – jetzt in
einem wesentlich schlechteren Zustand

– Ende der neunziger Jahre von der IV
zusätzlich aufgenommen werden und
entsprechend drastisch nahmen die Ein-
trittsraten zu.
Die niederländischen Workfare-Mass-
nahmen in der Invalidenversicherung
hatten kontraproduktive Wirkungen,
und das wird von niederländischen Wis-
senschaftlern auch klar so bestätigt: „In
the case of (partially) disabled workers,
the conclusion that measures taken are
ineffective and even counterproductive
can be drawn without much reserve.“
(van Oorschot 2002) In der erwähnten
OECD-Studie wird im Weiteren darauf
hingewiesen, dass die USA unter Ronald
Reagan schon in den achtziger Jahren
denselben kontraproduktiven Weg wie
die Niederlande in den neunziger Jah-
ren gegangen sind (OECD 2003: 60) und
auch Norwegen denselben Pfad be-
schritten hat (OECD 2003: 74).
Das Grundproblem, das jetzt auch mit
der in der Schweiz geplanten und teil-
weise im Vorgriff umgesetzten 5. IV-
Revision geschaffen wird, besteht dar-
in, dass die Abweisung von Antragstel-
lenden und die Aufhebung bestehender
Renten zwar zu einer „Verschönerung“
der Statistik respektive zu finanziellen
Einsparungen bei der IV führt, dass die
betroffenen Menschen deswegen aber
nicht etwa verschwinden, sondern im
Versteckten eine Leidenszeit durchleben
und sich früher oder später bei der IV
wieder melden müssen, dann aber in ei-
nem sehr viel ramponierteren Zustand.

Literaturnachweise

OECD: Transforming Disability into
Ability. Policies to Promote Work and
Income Security for Disabled People.
Paris, 2003.
van Oorschot, Wim: A Critical Review
of Dutch Activation Policies and their
Outcomes. In: Journal of Social Policy
2002 (31: 3): 399-420.

Kurt Wyss
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Die Radikalisierung des Arbeitszwangs

Die neue Ausgabe der Zeitschrift Wi-
derspruch befasst sich mit dem Para-
digmenwechsel von ‚Welfare' (dem
Wohlfahrtsstaat) zu ‚Workfare' (dem
staatlichen Apparat für Arbeits-
zwang): Arbeit um jeden Preis zu je-
dem Preis beherrscht gegenwärtig die
Beschäftigungspolitik aller Parteien.

Doch zunächst ein paar klärende Zah-
len, wie es wirklich um unsere Arbeits-
gesellschaft steht: Ueli Mäder führt un-
ter dem bemerkenswerten Zwischenti-
tel ‚Integration durch Ausschluss' ein
paar Zahlen auf, welche die Prekarität
der schweizerischen Arbeitswelt illu-
strieren: Neben 300'000 Sozialhilfebe-
zügerInnen gibt es 200'000 ordentliche
Erwerbslose, 300'000 IV-BezügerInnen
und monatlich 3'500 neue Ausgesteuer-
te; die Working poor-Haushalte werden
auf über 200'000 geschätzt. Mäder meint
dazu: „Was tun, wenn der Markt nicht
mitmacht? Soll dann die öffentliche
Hand billige Arbeit oder Arbeitslose fi-
nanzieren? Letzteres tut sie ohnehin.
Allerdings ohne Gewinnbeteiligung. Im
Jahr 2005 erhöhten die Schweizer Fir-
men ihre Profite um 18 Prozent auf 60
Milliarden Franken.“
Genau dieser Sachverhalt wird aus un-
terschiedlichen Perspektiven in den ein-
zelnen Artikeln beleuchtet. Unter dem
Titel „Entsicherte Arbeitsgesellschaft“
referiert Klaus Dörre aus sozialwissen-
schaftlicher Sicht die drei Zonen der
gegenwärtigen Beschäftigungspolitik.
Auf allen Ebenen des öffentlichen Le-
bens wird vor allem mit der Angst der
Menschen gearbeitet, von der Zone der
Integration (gesicherte Beschäftigung)
in die Zone der Prekarität (temporäre
Beschäftigung) oder noch schlimmer in
die Zone der Entkopplung (abgehängte
Beschäftigung) zu fallen: „Wenngleich
Leiharbeiter und befristet Beschäftigte
betrieblich meist nur kleine Minderhei-
ten sind, wirkt ihre blosse Präsenz dis-
ziplinierend auf die Stammbelegschaft“.
Und dies wohlverstanden meistens mit
staatlicher Förderung und Disziplinie-
rung: Wer die zumutbare Arbeit nicht
annimmt, dem wird das Arbeitslosen-
geld bzw. die Sozialhilfe gekürzt oder
gänzlich gestrichen.

Kurt Wyss, Autor der IG-Sozialhilfe-
Zeitung, zeichnet in nicht zu überbieten-
der Klarheit nach, wie in der jüngsten
Revision der SKOS-Richtlinien (d.h. des
Regelungskatalogs der schweizerischen
Sozialhilfe) die zur Pflicht erklärte ‚Ar-
beit' (‚work') ins Zentrum der ‚Wohl-
fahrt' (‚Welfare') gerückt und dadurch
das Fürsorgeparadigma (als ‚Welfare to
work' oder ‚Workfare') komplett in sein
Gegenteil verkehrt wurde.
Die Programme, die vor allem von so-
zialdemokratischer und grüner Seite pro-
pagiert werden, heissen hierzulande
dann schönfärberisch ‚Arbeit statt Für-
sorge', ‚Teillohnjobs' oder Sozialfirmen.
Für Wyss steht fest, dass ‚Workfare'
nicht der Armutsbekämpfung, sondern
der Verschleierung und Verstärkung
wachsender Armut dient (vgl. auch die
Artikel von Kurt Wyss in dieser Zei-
tung).

Integration durch Disziplinierung

Aktivierung als Königsweg zur Integra-
tion steht im Zentrum des Beitrags von
Eva Nadai. Die Beschäftigungspolitik
der Schweiz ist durch einen Konformi-
tätstest gekennzeichnet: Sind die Er-
werblosen und SozialhilfebezügerInnen
arbeitswillig oder nicht? Auf diese Wei-
se werden sozioökonomische Probleme
auf das Verhalten des Individuums ab-
gewälzt und demzufolge individuali-
siert: „Was den Arbeitslosen in diesen
Programmen letztlich vermittelt wird, ist
die Norm des unternehmerischen Selbst,
das in jedem Moment die volle Verant-
wortung für sein eigenes Handeln zu tra-
gen hat.“
Eine brisante Feststellung liefert Franz
Segbers, indem er nachweist, dass der-
artige Arbeitsprogramme im Sinne der
Workfare-Ideologie den Gesetzesarti-
keln der Internationalen Arbeitsorgani-
sation (ILO) widersprechen. Bereits
1985 (!) habe ein Expertenausschuss der
ILO die Praxis deutscher Sozialämter,
Sozialhilfe empfangende Asylbewerber-
Innen zu gemeinnütziger Arbeit zu ver-
pflichten, als „nicht mit den Bestimmun-
gen zum Verbot der Zwangsarbeit ver-
einbar“, bezeichnet. In diesem Zusam-
menhang wäre die Frage interessant, ob

die Gewerkschaft UNIA sich bemüht,
mittels der ILO-Bestimmungen die staat-
liche Arbeitsmarktintegration um jeden
Preis und zu jedem Preis in der Schweiz
juristisch anzufechten.
Zu bemängeln ist bei zahlreichen Bei-
trägen dieser Widerspruch-Nummer die
fehlende Eindeutigkeit, sich gegen der-
artige Workfare-Programme abzugren-
zen. Zudem wird der mit der Workkfa-
re-Ideologie korrelative Ausbau des Si-
cherheitsstaates (Null-Toleranz-Ideolo-
gie) kaum thematisiert. Roland Atzmül-
ler, der die Arbeitsmarktpolitik nach dem
Thatcherismus kritisiert, hält am Schluss
dennoch fest: „Welfare-to-work ver-
spricht in diesem Kontext, die Un-
derclass nicht nur zu disziplinieren, son-
dern auch zu integrieren.“
Eine so verstandene Integration ist also
weit mehr als nur eine Disziplinierung:
Das Surplus der Disziplinierung führt
Atzmüller allerdings nicht aus. Auch der
Gewerkschafter Andreas Rieger, der
sich mit den 1'000-Franken-Jobs der
grünen Stadträtin Monika Stocker aus-
einandersetzt, spricht sich letztlich für
derartige Lösungen von Teillohnjobs in
Sozialfirmen aus, solange sie den ersten
Arbeitsmarkt nicht konkurrenzieren und
von gewerkschaftlicher und gewerbli-
cher Seite begleitet werden. Es ist un-
verständlich, weshalb die Gewerkschaf-
ten keine grundlegende Kritik an der
Workfare-Ideologie üben. Und so er-
staunt es auch, dass Eva Nadai den akti-
ven Subjekten, sprich den ‚Abgehäng-
ten', nur ein Mitsprache- und kein Mit-
entscheidungsrecht in bezug auf die Zie-
le und Mittel ihrer beruflichen Integra-
tion zubilligen will.
Trotz dieser Kritik lohnt es sich, eine
ernsthafte Auseinandersetzung über die
entsicherte Arbeitsgesellschaft in der
Schweiz zu führen: Die Beiträge der
Zeitschrift Widerspruch und der IG-So-
zialhilfe-Zeitung sind ein beherzter An-
fang.

Franz Schibli

Widerspruch 49: Prekäre Arbeitsgesell-
schaft. 232 Seiten, Fr. 25.-, im Buchhan-
del zu beziehen.
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Die Workfare-Ideologie: neokonservativ, neoliberal und New Labour

Die nachstehende Tabelle gibt eine
Übersicht über die drei zentralen, die
Workfare-Ideologie bestimmenden Un-
terstellungen gegenüber Armutsbetrof-
fenen sowie die daraus abgeleiteten, den
Armutsbetroffenen zugemuteten Work-
fare-Massnahmen. Die Workfare-Ideo-
logie wird - so die mit der Übersicht
verknüpfte Hypothese - von drei politi-
schen Richtungen gemeinsam befürwor-
tend gestützt, nämlich von den Neokon-
servativen, den Neoliberalen und von
New Labour. Es handelt sich dabei um
diejenigen politischen Richtungen, die
den entfesselten Kapitalismus - in des-
sen Dienst Workfare auch wieder ein-
geführt worden ist - gemeinsam beför-
dern.
Die empirische Forschung zu Workfare
zeigt, dass es sich bei jeder der die Work-
fare-Ideologie charakterisierenden Hy-
pothesen tatsächlich um reine Unterstel-
lungen handelt, das heisst um absichts-
voll falsch gestreute Behauptungen über
die Armutsbetroffenen. Ihre empirische
Prüfung führt rasch zur Entlarvung. Die
empirische Forschung zeigt ebenfalls,
dass die aus der Ideologie abgeleiteten
Workfare-Massnahmen die versproche-
nen Wirkungen genau nicht erreichen,
sondern vielmehr das Gegenteil der Fall
ist. Das mit Workfare lancierte Rennen
um Arbeitsplätze, die in Wirklichkeit gar
nicht vorhandeln sind, versetzt die Ar-

mutsbetroffenen erst recht in prekäre,
von Armut und Krankheit geprägte Le-
benslagen.
(a) Die neokonservativen Befürworter
von Workfare unterstellen unablässig,
dass die ausgerichteten Sozialleistungen
zu Passivität, Faulheit und moralischem
Verfall animierten mit der Folge, dass
die Unterstützten in eine eigentliche
„Armutsfalle“ gelockt würden, woraus
sie sich nicht mehr befreien könnten.
Aus diesem Grund müssten - so die neo-
konservative Ideologie (vgl. z.B. Mur-
ray 1984) - sämtliche Sozialleistungen
gestrichen werden. Nur so wäre es zu
schaffen, dass die Armutsbetroffenen
wieder zu einem „richtigen“ Familien-
und einem „richtigen“ Arbeitsleben ge-
führt werden könnten.
Empirische Untersuchungen zeigen nun
aber, dass die Unterstellung einer „Ar-
mutsfalle“ generell nicht haltbar ist (vgl.
Gebauer et al. 2002). Tatsächlich unter-
nehmen nämlich auch die Bezügerinnen
und Bezüger von Sozialhilfeleistungen
alles, um wieder aus der Sozialhilfe her-
aus zu kommen, und sie kommen häu-
fig - und zwar unter Inkaufnahme pre-
kärster Lebensbedingungen - relativ
schnell auch wieder heraus. Die Mehr-
heit der Unterstützten verlässt die Sozi-
alhilfe innerhalb eines Jahres wieder.
Zudem verzichtet die Mehrheit aller von
Armut betroffenen Menschen überhaupt

darauf, sich in die angebliche „soziale
Hängematte“ der Sozialhilfe überhaupt
zu begeben. Dem - wie es die Neokon-
servativen bösartig bezeichnen - „Fehl-
anreiz“ der Sozialhilfe folgt in Wirklich-
keit niemand einfach so. Und lange Zeit
haben die Sozialämter sich auch darüber
beklagt, dass viele Armutsbetroffene -
wenn überhaupt - jeweils viel zu spät
kämen (heute, unter dem Einfluss des
neokonservativen Boulevards, sind die-
se Stimmen freilich verstummt respek-
tive zum Verstummen gebracht worden).
Werden die Sozialleistungen nun aber -
wie von den Neokonservativen gefordert
- gekürzt/gestrichen und die Menschen,
wie es in den USA der Fall ist, vorzeitig
aus dem Sozialregime hinaus geworfen,
dann führt das - und auch dieses ist für
Wisconsin (USA) empirisch belegt (vgl.
Cancian et al. 2003) - genau nicht dazu,
dass die Betroffenen wieder „richtig“
arbeiten oder „richtig“ leben, sondern
ganz im Gegenteil: In der überwiegen-
den Mehrzahl der Fälle vegetieren die
von den Sozialleistungen Ausgeschlos-
senen richtiggehend dahin, sind auf Sup-
penküchen und Lebensmittelpakete an-
gewiesen, müssen ihre Wohnung mehr-
fach belegen, damit sie sie noch bezah-
len können, verlieren diese auch häufig
und sind gezwungen - wenn sie Jobs
überhaupt finden -, von einem unterbe-
zahlten Gelegenheitsjob zum andern zu
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springen (und dies gilt immer auch und
in den USA ganz besonders für allein-
stehende Frauen mit kleinen Kindern).
Zwischen sechzig und achtzig Prozent
der aus der Sozialhilfe Verstossenen le-
ben unter der offiziellen Armutsgrenze,
dies in einer zumeist schlechten gesund-
heitlichen Verfassung und ohne Kran-
kenversicherung. Von so etwas wie ei-
nem - von den Neokonservativen mit
ihren Streichungsforderungen ja ange-
strebten - „richtigen“ Familien- oder
Arbeitsleben kann keine Rede sein.
(b) Die neoliberalen Befürworter von
Workfare unterstellen, dass auch Bezü-
gerInnen von Sozialhilfeleistungen zur
Arbeit verpflichtet werden müssten, weil
sie nur so wieder zu Eigenständigkeit
oder Eigenverantwortlichkeit zurückfin-
den könnten (vgl. z.B. Mead 1986).
Werden konkrete Workfare-Beschäfti-
gungsprogramme nun aber empirisch
untersucht (vgl. Piliavin et al. 2003),
dann zeigt sich, dass die Programme mit
Selbstverantwortung und Eigenständig-
keit praktisch nichts, sehr viel jedoch mit
Sanktionierungen und Stigmatisierun-
gen zu tun haben (mal abgesehen davon,
dass die Betroffenen nach Ablauf der
Programme zumeist noch schlechter
dastehen als zuvor). Die Betroffenen
haben unter einem absolut rigiden Kon-
trollsystem für einen Lohn voll zu ar-
beiten, der weit unter einer korrekten
Entlöhnung liegt und das Existenzmini-
mum zumeist nicht deckt. In aller Regel
sind die Arbeitsbedingungen und Ar-
beitsinhalte prekär, um nicht zu sagen
katastrophal. Die in den Programmen in
der Regel eingebauten Stufenleitern
werden kaum dazu benützt, die Teilneh-
menden „eigenständiger“ werden zu las-
sen, sondern vielmehr dazu, einerseits
die unabhängig von den Bedürfnissen
der Teilnehmenden programmierten
Plätze zu füllen, andererseits die Work-
fare-Betroffenen gegeneinander auszu-
spielen. In der Regel kommt es inner-
halb der Programmstufen genau so häu-
fig zu „Abstiegen“ wie zu „Aufstiegen“.
Und einen satten Gewinn fahren dabei
einzig die die Programme durchführen-
den Agenturen respektive ManagerIn-
nen ein. Da die Betroffenen bei einem
Ausstieg aus den zur Pflicht gemachten
Schulungs- und Beschäftigungspro-
grammen die Unterstützungsleistungen
teilweise oder ganz verlieren und dann
also erst recht vor einem Fiasko stehen,

müssen sie sogar noch - und das ist das
Teuflische an Workfare - froh darum
sein, dabei „mitmachen“ zu dürfen.
(c) Die „New Labour“-Ideologie von
Workfare basiert auf der Unterstellung,
dass die oder der einzelne Armutsbetrof-
fene nur positiv denken und überall brav
mitmachen müsse, um sich aus ihrer
oder seiner misslichen Lage befreien zu
können. Gerade die Globalisierung bie-
te - so die „New Labour“-Ideologie - in
erster Linie ja „Chancen“, und die „po-
sitive Wohlfahrt“ habe darin zu beste-
hen, die Armutsbetroffenen immer wie-
der in Lagen zu zwingen, die ihnen
„Chancen“ eröffneten (vgl. z.B. Giddens
1997). Genauso wurde bei den Zürcher
Modellprojekten zu Workfare ja auch
von einem sogenannten „Chancenmo-
dell“ gesprochen.
Die empirische Forschung zeigt nun
aber, dass den ArbeitgeberInnen eine
noch so positive Haltung völlig schnup-
pe ist, solange die eingestellte Arbeits-
kraft nicht einerseits billig, andererseits
aufs höchste belastbar ist (vgl. z.B. Eh-
renreich 2001; Wilson 2003). Personen,
die durch irgendwelche von den Arbeit-
geberInnen gehegte Vorurteile stigma-
tisiert werden (Menschen mit Behinde-
rung, Menschen mit einer bestimmten
Vorgeschichte wie z.B. Sozialhilfebe-
zug, Menschen mit einem Gerechtig-
keitssinn usw.), haben auf dem Arbeits-
markt - und da können sie sich noch so
„positiv“ geben - so gut wie keine Chan-
ce. Gleichwohl wird von offizieller Sei-
te mit „Chancenmodellen“ oder Sprü-
chen wie „Eingliederung vor Rente“ (5.
IV-Revision) operiert, daran vorbei se-
hend, dass die entfesselte Ökonomie an
den Betroffenen gar nicht oder besten-
falls als schnell wieder zu entlassende
BilligstlohnarbeiterInnen interessiert ist.
Bruno Gehrig (Präsident der Swiss Life
/ Vizepräsident der Roche usw.; Jahres-
salär im mehrstelligen Millionenbe-
reich), der das neuste Projekt des Sozi-
aldepartements der Stadt Zürich (Mc-
,1000Fr.- oder auch Teillohnjobs) an ei-
ner öffentlichen Veranstaltung kommen-
tierte, stellt zur Frage nach der „Bereit-
schaft der Wirtschaft“, beim Projekt
mitzumachen, lapidar fest: „Grundsätz-
lich ist der Wille zum Engagement da.
Wichtig ist, dass man von Anfang an
partnerschaftlich vorgeht: Die Gewerk-
schaften sollen aufhören, bei allem, was
unter dem Mindestlohn liegt, Zeter und

Mordio zu schreien.“ (Bruno Gehrig,
Tages-Anzeiger vom 6.10. 2005) In der
NZZ wird angemerkt: „Gehrig ist über-
zeugt, dass sich die meisten Firmen nur
auf solche Arrangements einlassen,
wenn sie auf die professionelle Unter-
stützung der Sozialbehörden zählen und
die Arbeitsverhältnisse unkompliziert
beenden können.“ (NZZ vom 7.10.
2005). „Aber natürlich, Herr Gehrig, in
Zürich können Sie mit einer 'professio-
nellen Unterstützung der Sozialbehör-
den' rechnen: Sie werden 'die Arbeits-
verhältnisse' nicht nur nach Belieben
beenden können, sondern die Löhne
werden von staatlicher Seite auch noch
subventioniert. Ihr Unternehmen
braucht also nicht mal mehr den ganzen
Lohn zu bezahlen. Und im Folgejahr
können Sie selber ihr vielfaches Millio-
nensalär locker nochmals 'aufstockern'.“

Kurt Wyss
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Sexuelle Ausbeutung – Machtbissbrauch – Macht – Arm

Sie glauben es wohl nicht, dass ich
nicht mehr leistungsfähig bin? Klar,
man sieht es mir auch nicht an. Ich
bin eine hübsche, gepflegte Frau, wir-
ke nicht verwahrlost und doch bin ich
arm, lebte oft unter dem Existenzmi-
nimum. Wissen Sie, was es bedeutet,
mit der lähmenden, aufreibenden
Existenzangst leben zu müssen? Kön-
nen Sie mitfühlen?

Dies braucht zusätzliche Lebenskraft zur
Lohnarbeit, Hausarbeit und Erziehungs-
arbeit. Ja, Sie sehen es recht, ich bin eine
allein erziehende Mutter. Diese Exi-
stenzangst wird noch schwerwiegender
durch die alleinige Verantwortung dem
geliebtem Kind gegenüber, es wirklich
gut zu machen. Nichtbetroffene können
diese Doppelbelastung oft nicht ein-
schätzen.
Selbst Mütter und Väter mit intakten
Familien verniedlichen die Problematik
von Alleinerziehenden und reagieren oft
eifersüchtig, weil sie mich um meine
Freiheit beneiden. Zugegeben, es hat
Vorteile, nicht von einem Mann fremd-
bestimmt zu werden, Gehorsam üben zu
müssen und die Fadheit des erloschenen
Liebestraumes erdulden zu müssen.
Aber der Preis der Ehrlichkeit zu sich

selbst ist hoch! Sie können jetzt einwen-
den, dies sei mein eigener Entscheid,
jeder sei seines Glückes Schmied. Für
mich gab es aber gar keinen anderen
Weg, denn ich bin ein gebranntes Kind.

Mein Vater hat mich über 10 Jahre se-
xuell missbraucht. Auch mit meiner
Mutter ging er lieblos, achtungslos und
in befehlendem Ton um, was kein Vor-
bild war. Nein, nein, er ist nicht einer
von der brutalen, prügelnden und schrei-
enden Sorte. Er ist ein intellektueller, ge-
bildeter, reicher und angesehener In-
dustriemanager und Anthroposoph noch
dazu! Seine Doppelbödigkeit in allen
Lebensbereichen vermittelte mir schon
als Kleinkind Wirrnis, Vertrauensmiss-
brauch und Heimatlosigkeit. Echt, Sie
sehen da keinen Zusammenhang mit
meiner Leistungsschwäche in dieser auf
nackte Leistung getrimmten Gesell-
schaft? Sehen Sie nicht den seelischen
Kraftaufwand, den ich als kleines Mäd-
chen zu leisten hatte, um einigermassen
zu überleben, meine Integrität zu schüt-
zen? Das war schon damals eine völlige
Überforderung und es ging über meine
Kräfte, da ich alleine gelassen wurde.
Ich suchte so sehr den beschützenden,
starken Vater und wurde von demjeni-

gen, der diese Rolle hätte ausfüllen sol-
len, auf so schändliche Art missbraucht
und ausgebeutet, sowohl seelisch als
auch körperlich. Als ich mich mit 15
Jahren gegen ihn wehrte, engte er mich
mit Vorschriften, Massnahmen und Ver-
boten ein. Er wollte mich wenigstens so
besitzen. Meine ganze Kraft, Kreativi-
tät und Begabung gingen drauf im Wi-
derstand gegen ihn, um mich zu schüt-
zen. Ich wollte meinen Vater umbringen,
um verzweifelt aus diesem Gefängnis zu
entrinnen, denn nur noch nackte Lei-
stung und Gehorsam zählten für ihn.
Zum Glück klappte es nicht, es wäre ver-
heerend gewesen. Erst mit 35 Jahren, als
ich mitten im Leben stand, begannen
diese Schreckensbilder wieder zu erwa-
chen. Zuvor hatte ich alles verdrängt,
wollte mir beweisen, dass ich tapfer,
mutig, stark und leistungsfähig bin.

Können sie die Tragweite der Verletzung
des seelisch-körperlichen Inzestes ver-
stehen? Für mich stand nur noch die
Überlebensmöglichkeit des Reagierens
offen: Aggression - Flucht - Depressi-
on. Dieser Weg war kein frei gewählter,
sondern der des Vertrieben-werdens!

Ich habe meine geliebte Lehre ein Jahr

Du arbeitest nichts

Als ich fragte, warum ich kein Geld be-
käme, antwortete der Amtsmensch, du
arbeitest nichts. Ich wusste, dass es
schwer würde, nichts zu finden, um es
oder ihn zu fragen, dass er oder es mir
eine Bestätigung schreibe…. und dann
käme es, das Geld, vom Amt.

Ich war dauernd da, half andern und
damit mir selbst, und das ist ja nicht
nichts. Ich hatte also gearbeitet. Ich hat-
te ja Zeit. Ich bin kein Mörder und schla-
ge deshalb die Zeit nicht tot. Ich tat sehr
viel. Ich wusste vorher nur nicht, dass
es eine schriftliche Bestätigung von
nichts brauchte. Also suchte ich jahre-
lang nach dem Nichts, damit es mir es
bestätigte, dass ich für es gearbeitet hät-
te, vielleicht ohne es zu merken.

Ich fragte all meine Freunde und Kin-

der und die mit leer gefressenen Töpfen
belagerte Küche, ob sie das Nichts sei-
en, meine unverkauften Bilder und Ge-
dichte, meine Lieder und Kämpfe, selbst
die Katzen und Blumenstöcke fragte ich,
ob sie etwa nichts seien. Immer am
Abend dachte ich, morgen finde ich das
oder den Nichts. Und es war jeden Tag
wieder Arbeit da, genauso, wie ich je-
den Tag aufwachte.

Aber nichts hatte wie alle Bosse nie Zeit,
mir für das Amt zu bestätigen, dass ich
für nichts arbeitete. Denn er oder es war
nicht auffindbar.

Ich sagte dem Amt, es geht mir so: Ich
möchte eigentlich nicht mehr für nichts
arbeiten; meine Freunde haben alle öko-
nomische Probleme, sind aber nicht
nichts, nicht mal die Blumentöpfe sind

nichts. Auch ich bin nicht nichts, das fin-
det man beim Denken heraus…. Es sei
noch schwieriger, das Nichts zu kontak-
tieren als den lieben Gott.

Das Amt meinte daraufhin sogar schrift-
lich, das sei sowieso Schwarzarbeit.

Eigentlich möchte ich wie alle Men-
schen nur nicht, dass das Nichts in mei-
nem Portemonnaie seinen Stammplatz
hat.
Jetzt habe ich das oder den Nichts end-
lich gefunden. Und dass es oder er dort
steckt, liegt daran, dass nichts unmög-
lich ist.
Das sollte uns eigentlich genügen, kri-
tisch über die (Eigendummheiten der)
Wohlhabenden nachzudenken.
Aber von nichts kommt nichts.

Anonyme Frau, Basel
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vor dem Abschluss abgebrochen, trotz
meiner Begabung, um schnellst mög-
lichst abzuhauen, weil ich diese morali-
sche, mit Verboten bespickte Erniedri-
gung vom machtübergreifenden Vater,
diese Verstümmelung, nicht mehr ertrug.
Dazu kamen Verurteilungen und Schuld-
zuweisungen seitens der etablierten Er-
wachsenen meines Umfeldes. Ich fühl-
te mich elend, alleingelassen und kämpf-
te mit Depressionen und Selbstmordge-
danken.

Na, so ging es dann gesellschaftlich und
wirtschaftlich gesehen bachab mit mir.
Ich hatte kein Nest mehr und fühlte mich
wie ein Stück Holz auf dem stürmischen
Meer. Eine Tochter aus „sehr gutem
Hause“, dazu nicht drogensüchtig, ver-
elendete völlig: Meine wenigen Habse-
ligkeiten stellte ich im Schliessfach im
Hauptbahnhof ein, bettelte und musste
oft draussen schlafen, wenn ich nicht
rechtzeitig einen Platz bei Freunden für
eine Nacht gefunden hatte. Ich litt unter
Skorbut, war eine illegalisierte Schwei-
zerin, weil ich nirgends amtlich ange-
meldet war, und empfand mein Leben
als so sinnlos, dass ich mich umbringen
wollte.

Die grosse Wende, meine Rettung war
die Tatsache, dass ich Mutter wurde. Ich
lernte für uns beide Verantwortung zu
tragen, denn ich liebe und liebte mein
Kind. Es hat das Recht, umsorgt zu sein,
beschützt und gefördert zu werden. Al-
les, was ich so bitterlich entbehrt hatte,
nämlich um meiner Selbst willen geliebt
und geachtet zu werden, habe ich ihm
gegeben. Durch mein eigenes Kindheits-
trauma war für mich vorbestimmt, dass
eine Kleinfamilie mit Vater, Mutter und
Kind für mich nicht aushaltbar war: Da
bin ich zu hellhörig für die kleinsten
Machtübergriffe der Männer, Besitzan-
sprüche und Ehrverletzungen ihrerseits,

die keine Ehrlichkeit, Liebe und Eigen-
ständigkeit zulassen. So wurde klar, dass
ich alleine mit meinem Kind leben wür-
de.

Na ja, so wurde ich allein erziehende
Mutter und kam damit nochmals auf die
Welt. Ich hätte es mir zuvor nie vorstel-
len können, wie viel Kraft, Disziplin und
Armut diese Situation von mir abverlan-
gen würde. Lange versuchte ich mich
selbst zu täuschen, lächelte über das
Schlagwort Doppelbelastung und war
überzeugt: Das schaffe ich schon! Die
Reserven wurden aufgebraucht. Weder
als Mutter, noch als Angestellte konnte
ich mich voll einsetzen. Immer mehr
Frust, Stress und Minderwertigkeitsge-
fühle belasteten mich. Durch die
schlecht bezahlten Teilzeitstellen, öfte-
ren Jobwechsel und zwischendurch kur-
ze Zeiten der Arbeitslosigkeit, war ich
finanziell derart ein Tiefflieger, dass ich
manchmal gezwungen war, Essen zu
stehlen. Das ist beschämend! Trotz vol-
lem Einsatz so arm zu sein, dies machte
mich zusehends auflehnend wütend!

Ich wurde wieder alleine gelassen, litt
zusehends an Existenzangst und be-
fürchtete, dass ich unter dieser Last zu-
sammenbrechen würde. Es kam soweit,
dass ich mich mit Amphetaminen auf-
putschen musste, um überhaupt noch
mein Arbeitspensum erfüllen zu können.
Über Jahre hinweg ist der völlige Zu-
sammenbruch so vorbestimmt. Mir wur-
de bewusst, dass Stress krank macht und
doch konnte ich dem Sachzwang nicht
ausweichen. Zusehends nahmen aggres-
sive Ausbrüche, Depressionen und Ner-
venzusammenbrüche zu, begleitet von
der Furcht, es nicht mehr zu schaffen.

Der Schraubstock drehte sich zu - un-
ausweichlich! Ich erlebte einen zweiten
Machtmissbrauch. Angestellte werden

ausgepresst wie Zitronen und danach
weggeworfen. Die Erziehung und Haus-
arbeit ist unbezahlt und deshalb nichts
wert! Eine gut geratene, angepasste und
leistungsfähige Jugend, Kinder der Al-
leinerziehenden, will die Gesellschaft
doch ernten. Ich habe eine Stinkwut!

Mir wurde gekündigt wie so oft, weil
meine Leistung mangelhaft war. Mein
damaliger Arbeitgeber, der sich mit
Bankkrediten aufgebläht hatte, musste
sich jetzt „gesundschrumpfen“. Die Füh-
rungskräfte haben ihre goldenen Eier in
Sicherheit gebracht, unsereins wurde auf
die Strasse gestellt, ausgebrannt, miss-
braucht und als gesundheitliches Wrack.

Dies ist der Dank für Billiglohn, der
zuwenig war zum Leben. Mein Kind-
heitstrauma hatte sich wiederholt. Es
sind die Mächtigen, die süchtig auf ihre
Macht sind und andere ausbeuten, um
so noch mehr Macht zu erlangen. Ich
kann und will dieses Spiel nicht mehr
mitspielen! Was schlagen Sie mir vor -
aussteigen? Erst mal stempeln auf dem
Arbeitsamt - vielleicht kann ich mich ja
regenerieren. Leider klappte das nicht,
denn durch die Zeit, die ich endlich für
mich habe, holt mich die Vergangenheit
ein, und zwar gründlich! Nie konnte ich
verdauen und war ständig gehetzt, wie
ein flüchtendes Tier. Das machte mich
krank, seit ich ein Kind war.

So kam ich zum Entschluss, nach der
Aussteuerung durch das Arbeitsamt eine
IV Rente zu beantragen, was damals auf
Anhieb klappte. Als über 50-jährige
Frau mit lückenhafter Arbeitsbiografie
gibt es für mich keine Chance mehr auf
dem Arbeitsmarkt.
Ist das der Sinn des Lebens? Ich sage
nein und steige aus.

Anonyme Frau, Zürich

Ich bin SozialhilfebezügerIn in Zürich und möchte, dass Sie für mich eine Kulturlegi beantragen:
Name..................................................................... Vorname:...............................................................

Strasse / Nr........................................................... PLZ / Ort: ..............................................................

Geburtsdatum....................................................... Datum / Unterschrift:.............................................

Tel./Natel ..............................................................

Mit aktuellem Passfoto einsenden an: Kulturlegi / IG Sozialhilfe, Postfach, 8032 Zürich
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Brief aus Deutschland: Was bedeuten die Reformen für schwerst-
behinderte SozialhilfeempfängerInnen ?

Auf Grund meiner 100%igen Schwerst-
behinderung bin ich schon wegen der
äusserlichen Bedingungen extrem be-
nachteiligt, da es überwiegend keine
Barrierefreiheit für RollstuhlfahrerInnen
im Alltag gibt (Rampen, Aufzüge, brei-
te Türen, Toiletten mit Haltegriffen).
Deshalb fallen viele Möglichkeiten der
gleichen Chancen auf eine selbstbe-
stimmte Lebensführung automatisch
weg.
Wenn Menschen dazu auch noch wegen
ihrer körperlichen schweren Beeinträch-
tigungen finanziell vom Staat abhängig
sind, der ihnen lediglich ein Existenz-
minimum gewährt, so werden die Chan-
cen auf eine selbstbestimmte Lebensfüh-
rung ausser Kraft gesetzt. Da mich die
Erledigung meiner Sparkassenangele-
genheiten schon bis zu vier Euro für eine
Taxifahrt im Monat kostete, waren alle
kulturellen und zur beruflichen Fortbil-
dung bestimmten Veranstaltungen finan-
ziell nicht tragbar, da sie zusätzlich zu
den Fahrkosten Eintrittsgelder und
Kursgebühren beinhalten. Nur der Got-
tesdienst ist noch bis auf die Kollekte
kostenlos. Zusätzlich kommen noch Ein-
kaufsfahrten hinzu wie der Kauf von
Schuhen (auch RollstuhlfahrerInnen
brauchen Schuhe, Stiefel, Hausschuhe,
Gymnastikschuhe für Krankengymna-
stik) und anderer Bekleidung, die anpro-
biert und  selbstbestimmt ausgesucht
werden müssen. Auch sehr wichtig ist
das selbstbestimmte Einkaufen, wenn es
um den Intimbereich geht, wie bei Un-
terwäsche und Hygieneartikeln. Es ist oft
erschreckend wie die „guten“ Menschen
bestimmen, was sie als gut und zweck-
mässig für Menschen im Rollstuhl er-
achten. Mein Ziel ist es weiterhin, dass
ich wieder in den Arbeitsprozess für täg-
lich drei Stunden eingegliedert werden
möchte, denn ich habe einen hochquali-
fizierten Beruf ( Heimerzieherin für
schwererziehbare Jugendliche; spezia-
lisiert auf Deeskalation, Kranken- und
Altenpflege, ) mit Erfahrungen auf vie-
len Gebieten (zuletzt Justizvollzugsan-
stalt). Seit drei Jahren sind die Taxiko-
sten extrem gestiegen, und es gibt seit
über zwei Jahren keine Gebührenfreiheit
für schwerstbehinderte und vom Staat
finanziell abhängige Menschen. Auch

persönliche Besuche bei nahe stehenden
alten Familienangehörigen, Freunden
und Bekannten musste ich seit langem
wegen der behördlichen Bestimmungen
ganz einstellen. Seit 26 Monaten lebe ich
in Isolation. Dieser Zustand hat meiner
physischen und psychischen Restge-
sundheit sehr geschadet, und als der
Druck der Behörden (Aufforderung zu
einem Umzug in eine billigere Wohnung
und das Streichen von 143 € monatlich,
von dem ich eine Haushaltshilfe bezahl-
te) extrem zunahm, erlitt ich einen Hör-
sturz mit entsprechenden Schäden.
Für die körperlich und geistig schwer be-
einträchtigten Menschen, die weder eine
berufliche Perspektive noch eine Mög-
lichkeit zur beruflichen Fortbildung ha-
ben, gilt es natürlich auch, dass sie eine
Möglichkeit zur Um- und Neuorientie-
rung brauchen, um sich trotz ihrer Si-
tuation allein eine Lebens- und Sinnper-
spektive schaffen zu können. Einseitige
Veranstaltungen von Verbänden für ein-
geschränkte Menschen - zum Beispiel
Sommerfeste, Weihnachtsfeiern u.a. -
sind zwar „nett“ für blinde, taube und
rollstuhlfahrende Menschen, haben aber
genauso wenig mit  gesellschaftlicher
Teilnahme zu tun, wie wenn sich nur
blauäugige Menschen treffen würden.
Es sind Randgruppierungen, und ich fin-
de es wenig erstrebenswert, an Treffen,
wo man uns armen Krüppeln mal einen
„schönen“ Tag bei Kaffee und Kuchen
macht, damit wir „auch mal was haben“,
teilzunehmen. Abschliessende Bemer-
kung: Alle Veranstaltungen, die auf die-
sen Gebieten sehr spärlich von Behin-
dertenverbänden angeboten werden,
sind zur Teilnahme am öffentlichen Le-
ben nicht sehr förderlich. Denn es be-
fremdet und erschreckt die allgemeine
Bevölkerung eher und löst Fluchtten-
denzen aus, wenn zwanzig bis vierzig
RollstuhlfahrerInnen auf einem Haufen
in Museen, Stadthallen, Theatern  auf-
tauchen.
Diese Reaktionen sind nicht abhängig
von Ländern und Kulturen und erst
recht nicht von „typisch deutsch“, wie
hier oft behauptet wird. Vielmehr ist al-
les, was zu viel und in zu grossen Men-
gen zu viel Platz und Aufmerksamkeit
beansprucht, schwer erträglich. Der ein-

zelne beeinträchtigte Mensch wird aber
eher offen, herzlich und hilfsbereit an-
und aufgenommen von den Menschen.
Das sind meine  positiven Erfahrungen
seit mehr als vierzehn Jahren im Roll-
stuhl.

Himmelschreiende
Arroganz!

In der heutigen Zeit passieren Vorkomm-
nisse, für die niemand mehr die Verant-
wortung übernimmt oder übernehmen
muss.
Es gibt kaum mehr kompetente Men-
schen, geschweige denn Behörden,
Ämter oder Verwaltungen.
Was wir in den letzten Jahren erleben
durften, übertrifft das Mass des mensch-
lichen Überlebens (Arbeitgeber-Sozial-
amt-Hausverwaltung inkl. Hauswart und
deren Handlanger). Wir müssen noch
beifügen, das unser Hauswart nebenamt-
lich der Präsident des Sozialamtes war.

Gott sei Dank haben wir sehr gute
Freundschaften erworben, nicht erkauft,
welche uns helfen, diese schwere Zeit
erträglicher zu machen.

Unser Freundeskreis, der inzwischen
noch grösser geworden ist, hat nichts mit
finanziellem Reichtum zu tun, sondern
mit einem gehörigen Mass an

„INNEREN WERTEN“

Anscheinend verkümmern diese, sobald
ein gewisses finanzielles Einkommen
erreicht ist.

Das Erlebte kann man nicht mehr unge-
schehen machen.
Unser grösster Wunsch ist, diesen
machtkranken Menschen wieder ein Ge-
wissen zukommen zu lassen, indem sie
für ihre eigenmächtigen Handlungen
die Verantwortung übernehmen müssen.

In der Hoffnung auf ein menschenwür-
digeres Leben.

Eine sechsköpfige Familie aus Uster
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Armut trotz Arbeitsplatz:
Der Weg nach unten ist kurz und hart!

Vor rund 6 Jahren ist unsere kleine
Organisation für Arbeitnehmende
entstanden (GEWAG Gewerkschaft-
liche Bewegung für Arbeit und Ge-
rechtigkeit), die vorwiegend die Inter-
essen von Menschen vertritt, die in
Branchen ohne oder mit schwachen
Gesamtarbeitsverträgen beschäftigt
sind.

Viele Beschäftigte in diesen Betrieben
haben ein minimales Einkommen, teil-
weise unter dem Existenzminimum.
Darunter sind viele Frauen, die mehrere
kleinere Teilzeitarbeiten und Arbeiten
auf Abruf erledigen müssen, um über die
Runden kommen. Sie sind aufgrund ih-
rer familiären Situation und/oder man-
gelnder Aus- und Weiterbildung ge-
zwungen, Stellen mit schlechten Bedin-
gungen anzunehmen und müssen die
belastenden Zustände geduldig ertragen.

Wir erleben tagtäglich bei unserer Be-
ratungstätigkeit, dass bei einem Arbeits-
platz (oder einer Branche), wo das Ver-
hältnis Lohn - Arbeit nicht stimmt, in der
Regel auch sonst viele Mängel auftau-
chen. Ein Arbeitgeber, der keine gerech-
ten Löhne bezahlt, kümmert sich auch
nicht um faire Versicherungen oder men-
schenfreundliche Arbeitsabläufe. Dort,
wo der Geist der Gewinnmaximierung
herrscht, werden Menschen generell
verachtet, also weder gefördert noch
gefordert, auch nicht betreut und respek-
tiert, sondern höchstens ausgebeutet. Bei
diesen Arbeitsplätzen vergiften der über-
mässige Leistungsdruck und die Angst
um Stellenabbau, der ja in „schwachen
Branchen“ zur Tagesordnung gehört, das
Arbeitsklima. Der/die Arbeitnehmende
hat neben den erschwerten Bedingungen
am Arbeitsplatz auch noch die finanzi-
ellen Sorgen und die Existenzangst zu
ertragen, die die Unterbezahlung auslöst.
Solche Stellen machen nicht nur un-
glücklich, sondern krank. Der/die Ar-
beitnehmende resigniert, verliert Hoff-
nung und Kraft, hat keine Energie für
Entspannung und Musse. Als unweiger-
liche Konsequenz ist diese/r Arbeitneh-
mende anfällig für Krankheiten oder für
die Verursachung von Unfällen. Verun-
fallte/Kranke werden dann von den Be-

trieben baldmöglichst entsorgt und er-
halten die Kündigung. Eine Wertschät-
zung für den bisher geleisteten Einsatz
existiert nicht. Die Erkenntnis, dass die
miesen Arbeitsbedingungen die Krank-
heit/den Unfall verursacht oder be-
schleunigt haben, gibt es nicht. Soziale

Verantwortung und ethische Werte
scheinen auf der Chefetage aus der
Mode gekommen zu sein. Wer in sei-
nem Unternehmen kleine Lohnsummen
verzeichnet, wird mit hohen Prämien
belohnt und sogar zum Manager des Jah-
res gekürt. Ein pflegeleichter Mitarbei-

Maria M. (44), allein erziehende Mutter, arbeitet seit 22 Jahren in einem klei-
nen Produktionsbetrieb. Seit Jahren hat sie - aufgrund der Arbeitsbelastung -
Schmerzen in Händen, Armen und Schulter. Die Schmerzen werden unerträg-
lich. Der Arzt diagnostiziert schwerste Arthrose und schreibt sie zu 100%  ar-
beitsunfähig.

Nach drei Monaten erhält Maria die Kündigung der Firma. Der Text ist unper-
sönlich und sachlich, obwohl Maria zwei Jahrzehnte lang sich für die Interes-
sen des Unternehmens engagiert eingesetzt hat. Die ausgesprochene Entlas-
sung muss von der GEWAG angefochten werden, weil eine Entlassung erst nach
der Sperrfrist möglich ist, in diesem Fall nach 180 Tagen. Nach der Sperrfrist
wird eine Entlassung ausgestellt, die eine ungesetzliche Kündigungsfrist (2 statt
3 Monate) beinhaltet. Erneut muss die GEWAG intervenieren.

Wenige Wochen später stellt die Taggeldversicherung des Arbeitgebers ohne
Grundangabe die Lohnfortzahlung ein, obwohl Maria für die Zahlung von ins-
gesamt 720 Krankentagen versichert ist. Auf Telefonanrufe der GEWAG rea-
giert die Taggeldversicherung nicht, der ehemalige Arbeitgeber weigert sich,
behilflich zu sein. Drei eingeschriebene Briefe werden ignoriert. Erst nach In-
tervention bei der Generaldirektion läuft die Zahlung wieder an. Marias Ge-
sundheitszustand hat sich massiv verschlechtert. Aufgrund des Lohnstopps spürt
sie grosse Existenzängste und muss psychiatrisch behandelt werden.

Nach einem Jahr Arbeitsunfähigkeit füllt die GEWAG den Antrag für eine Inva-
lidenrente aus. In der Zwischenzeit laufen die Taggelder der Krankentaggeld-
versicherung aus. Der Entscheid der IV ist auch nach 12 Monaten noch ausste-
hend. Wir begleiten Maria zum Sozialdienst, um Sozialgelder zu beantragen, da
kein Einkommen in Sicht ist. Sie schämt sich, dass sie nun auf Sozialhilfe ange-
wiesen ist. Der zuständige Sozialarbeiter zeigt sich desinteressiert und unhöf-
lich und bestätigt ihr Gefühl, sie habe versagt und verdiene keinen Respekt mehr.

Nach weiteren drei Monaten erhält Maria eine Ablehnung der IV, da ein Spezia-
list der Meinung ist, eine einfache Tätigkeit, bei der Maria sitzen, stehen und
herumlaufen könne, sei ihr zuzumuten. Mit der Unterstützung von Hausarzt und
Psychiater erarbeiten wir eine umfangreiche Einsprache, die erst nach 8 Mona-
ten gutgeheissen wird. Maria kann sich über den positiven Ausgang der Ge-
schichte kaum mehr freuen, da sich in der Zwischenzeit Schlafstörungen und
Depressionen eingestellt haben. Wüste familiäre Konflikte haben dazu geführt,
dass Marias Kinder nun bei ihrem Vater leben.

Maria war vor drei Jahren - trotz Krankheit - eine positiv eingestellte, fröhliche
Frau. Heute hat sie die Freude am Leben verloren.

P.S. In der Zwischenzeit hat die Pensionskasse des ehemaligen Arbeitgebers
sich geweigert, die Rente auszuzahlen. Ein Gang zum Versicherungsgericht wird
nun auch noch nötig sein.
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tender, der ins Konzept des neolibera-
len Betriebsleiters passt, hat gesund und
willig, jung und billig, flexibel und gut
ausgebildet zu sein.

Der nun entlassene Arbeitnehmende
konnte bei dem kleinen Lohn, den er
hatte, logischerweise keine Ersparnisse
„für noch schlechtere Zeiten“ anlegen.
Im Gegenteil, er hat bisher vielleicht
sogar Kleinkredite benötigt, um die Lö-
cher in seinem Budget zu stopfen. Nach
Ablauf seiner kurzen Kündigungsfrist ist
er also sofort auf die umgehende und
reibungslose Auszahlung von Geldern
aus Sozial- oder Privatversicherungen
angewiesen. Die Wahrscheinlichkeit
aber, dass ihm diese Taggelder, für die
er jahrzehntelang Prämien bezahlt hat,
verweigert werden, ist gross. Wir ken-
nen diverse private Versicherungsunter-
nehmen, bei denen Betriebe ihre Kran-
kentaggeldversicherungen abschliessen,
die scheinbar nur Taggelder an Perso-
nen zahlen, die dafür kämpfen (und da-
für beherzte Hausärzt/innen und/oder
Gewerkschaftsvertreter/innen an ihrer

Seite haben). Auch erleben wir zur Zeit
gewisse IV-Stellen, die eine Verzöge-
rungstaktik als Strategie anzuwenden
scheinen und für die Überprüfung von
Anträgen Jahre brauchen. Das Warten
und Kämpfen löst das Problem der be-
troffenen Person nicht. Im Gegenteil:
Gesundheitszustand und finanzielle
Lage verschlechtern sich dadurch immer
dramatischer.

Gesunde Arbeitnehmende, die von ih-
ren Betrieben auf die Strasse gesetzt
werden, lernen bei verschiedenen Regio-
nalen Arbeitsvermittlungszentren immer
wieder Sachbearbeiter/innen kennen, die
davon ausgehen, dass erwerbslose Hilfs-
arbeitende selbst Schuld an der Erwerbs-
losigkeit tragen. Sie werden daher mit
mehr oder weniger subtilen Strafmass-
nahmen und einem rüden Umgangston
bei den Beratungen geplagt. Während
gewisse RAV-Mitarbeitende gegenüber
(bisher) gutverdienenden und gutausge-
bildeten Menschen sich eher verständ-
nisvoll und tolerant geben, werden bei
den anderen Stellensuchenden Vor-

schriften rigoros, gnadenlos und mit
äusserster Härte angewendet.

Nachstehender authentischer Fall unse-
res Gewerkschaftsmitgliedes Kollegin
Maria M. beinhaltet diverse Gegeben-
heiten, die wir immer wieder erleben.
Ihre Erfahrungen beweisen, wie schwer
es sein kann, das zu bekommen, was ei-
nem zusteht.

Engagierte Organisationen und die Men-
schen, die dahinter stehen, dürfen nicht
aufhören, sich gegen Machtmissbrauch,
Willkür und ungerechte Zustände ein-
zusetzen. Oftmals ist es ein Kampf ge-
gen Windmühlen, der viel Energie und
Kraft kostet. Es darf jedoch nicht zuge-
lassen werden, dass ausbeuterische Ar-
beitgeber, desinteressierte Behörden und
geldgierige Versicherungen den Sieg
davontragen.

Patricia Sprenger,
GEWAG, Sommer 05

PS: Leider musste die GEWAG wegen
finanzieller Probleme aufgelöst werden.
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„Bölle-Köbi“

Bölle-Köbi sass jeden Tag auf seiner
Bank neben der Prediger-Kirche. Seinen
Namen haben ihm die Zwiebeln einge-
bracht, die er für seinen Lebensunterhalt
verkaufte. Er sprach viel mit sich selbst,
genau genommen, immer wenn er wach
war. Die Kinder des Quartiers begegne-
ten ihm mit Respekt, obwohl oder gera-
de weil er ein Clochard war. Wenn er
seinen schlechten Tag hatte, beschimpfte
er jeden, der ihm begegnete. Wehe - ei-
ner kam an einem solchen Tag seiner
Bank zu nahe, da konnte er sehr ausfäl-
lig werden. Hatte er aber einen guten

Tag, lud er manchmal ganz fremde Leute
ein, die Bank mit ihm zu teilen. Er führ-
te dann Gespräche, die ahnen liessen,
dass er auch bessere Tage gekannt und
dass der Rotwein, der ihm wichtiger war
als eine Mahlzeit, noch sehr viele Hirn-
zellen übrig gelassen hatte.
Ich grüsste ihn immer freundlich, wenn
ich ihm begegnete. Die meisten Leute
des Quartiers würden ihn meiden, er-
zählte er mir, als wir einmal ins Gespräch
kamen, er freue sich über jeden, der auch
in ihm den Mitmenschen sehe.
Eines Tages, ich war beim Einkaufen im

kleinen Coop-Laden, hörte ich ihn mit
der Verkäuferin an der Kasse reden. Er
besorgte sich hier täglich seinen Rot-
wein-Nachschub und eine Kleinigkeit zu
essen. Als ich bei der Kasse ankam, sagte
er gerade: „Wenn ich sterbe, will ich
verbrannt werden. Einmal noch, will ich
es richtig warm haben.“
Draussen war Spätherbst, und es war
schon sehr kalt. Er erlebte den nächsten
Frühling nicht mehr. Ich hoffe, sein
Wunsch ging in Erfüllung!

Anonyme Frau

Mein Sturz in die finanzielle Verarmung

Früher arbeitete ich viele Jahre lang in
einem renommierten Unternehmen und
hatte eine gut bezahlte Fachfrau-Stelle.
Obwohl der Lohn gut war, konnte ich
nicht viel auf die Seite legen, da die
Mietzinsen in der Stadt, die verschiede-
nen Gebührenlasten und die Steuern
hoch waren. Ungeplante Mehrausgaben,
wie eine notwendige Zahnbehandlung,
Medikamente aus dem komplementär-
medizinischen Bereich, die die Kranken-
kasse nicht übernahm, verschmälerten
das Budget rasch. Sehr selten gönnte ich
mir einen kleinen Urlaub in Südeuropa.
Alleinstehende haben enorme Mehrko-
sten, da sie alles, was notwendig ist, al-
lein beschaffen müssen und die Kosten
nicht mit anderen teilen können.

Das Unternehmen, in welchem ich tätig
war, ist in der gesamten Schweiz be-
kannt. Es florierte und floriert weiter-
hin.

Die Belegschaft erhielt eines Tages eine
Mitteilung von der Geschäftsleitung.
Diese wollte den Betrieb verschmälern,
einen seiner Produktionsbereiche „out-
sourcen“ und dadurch Einsparungen
machen. Dies, obwohl der jährliche Ge-
winn gemäss Bilanz weiterhin sehr gut
war. Nach langen Informationsszenari-
en wurde das „Outsourcing“ eingeleitet
und eine Weile danach mehreren mitar-
beitenden Fachpersonen im Alter von 40
Jahren aufwärts gekündigt. Ich wurde
auch davon betroffen. Ein paar von uns
haben sich mit gewerkschaftlicher Un-

terstützung gewehrt, aber die Arbeits-
stellen konnten wir nicht behalten. Zur
gleichen Zeit war in der Schweiz das
grosse Swissair-Debakel, viele neue
Arbeitslose waren nun gleichzeitig auf
Arbeitssuche. Mehrere grosse Firmen
fusionierten in diesem Zeitraum. Viele
weitere Mitarbeitende wurden entlassen.
Ich selber war damals über 40 Jahre alt.
Für den Arbeitsmarkt zu teuer. Zwei Jah-
re lang war ich ununterbrochen aktiv
bemüht, eine neue Stelle zu finden. Die
Anspannung, die Hektik, der Stress, die
vielen, vielen Absagen und Misserfolge
kratzen sehr an meinen Kraftressourcen.
Das RAV, Regionale Arbeitsvermittlung,
bewilligte mir damals keine Umschu-
lung, als ich Vorschläge machte. Nur
EDV- oder Sprachkurse wurden mir ge-
stattet. Diese brachten mir insoweit et-
was, als ich schon vorhandene Fähig-
keiten weiter ausbauen konnte. Meine
Arbeitsstellensuche konnte ich damit
aber nicht unterstützen, denn es gab und
gibt zu wenig Arbeitsstellen in den al-
lermeisten gängigen Berufsbereichen
und genug andere Personen, die die glei-
chen, besseren oder weniger guten Fach-
kenntnisse aufweisen.

Ich fand dann aber gerade einen Monat
nach meiner Aussteuerung eine Stelle in
meinem Fachbereich. Dort verdiente ich
monatlich Fr. 1'600.- weniger, als ich vor
zwei Jahren in dem renommierten Un-
ternehmen verdient hatte. Es gab keinen
13. Monatslohn und keine Krankentag-
geldversicherung. Man war begeistert,

mich mit meinem umfangreichen Know-
how bei diesen Lohnbedingungen ge-
funden zu haben und reduzierte auch den
Personalbestand in der Abteilung, wo
dann meine Arbeitsstelle war, so dass ich
zu diesen Arbeitsgrundlagen ein Pensum
von 150% zu bewältigen hatte. Der Lei-
stungsdruck war enorm, ich konnte mich
nicht wehren. Ich stand finanziell mit-
tellos dar, und der Arbeitgeber wusste
dies. Ich hatte keinen Anspruch mehr bei
der Arbeitslosenversicherung, und bei
der Fürsorge (Sozialamt) wollte ich auf
keinen Fall landen. Ich wurde enorm arg
von den drei Personen bei immensem
Leistungsdruck gemobbt. Ich konnte
mich schlecht wehren, denn sie hielten
zusammen, und Mobbing ist schwer
nachweisbar. Trotzdem konnte ich Be-
legmaterial über die verschiedenen fal-
schen Angaben, die man mir beispiels-
weise machte, damit ich dann fehlerhafte
Endresultate hatte, für meine Verteidi-
gung zusammenstellen. Im Weiteren
wurde ich oftmals falsch oder gar nicht
über Neuerungen informiert. Da in der
Arbeitswelt ein rauer und unmenschli-
cher Wind weht, und ich so oder so fast
gar keine Chance sah, wieder eine neue
Arbeitsstelle zu finden, wollte ich durch-
halten, egal, was da kommen würde.

Aber die Natur spielte mir einen Streich.
Vollkommen erschöpft und mit enormen
Herzbeschwerden klappte ich eines Ta-
ges zusammen. Die so lange ausgehal-
tene Anspannung, über Jahre hinweg,
die ausgestandenen Ängste, das Mob-
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bing und der Leistungsdruck hatten das
Ihrige dazu beigetragen. Ich wurde für
viele Monate krank geschrieben und
langsam wieder „aufgepeppelt“. Eine
engagierte Sozialpädagogin setzte sich
für mich ein, damit meine Ansprüche,
die ich vom Arbeitgeber noch zu Gute
hatte, erfüllt wurden. Die Kündigung
hatte ich in der Zwischenzeit auch schon
erhalten. Ich war in so schlechter Ver-
fassung, dass jeder Gang zu einem Amt
oder sonst irgend wohin mich schwer
belastete, und mein Herz wie wild
schlug. Schweissausbrüche, zitternde
Kniegelenke und stetige Unruhe bela-
steten mich dazu. Erst nach Monaten
konnte ich wieder ruhiger werden. So
lebe ich heutzutage mit wenigen Klei-
dungsstücken, mit den allernötigsten
Möbelstücken und erhalte vom Sozial-
amt eine Unterstützung. Mein Gesund-
heitszustand verbessert sich allmählich.
Der Schock aber, den ich durch all die-
se Erlebnisse - jahrelang - bis zum heu-
tigen Stand erlitten habe, der sitzt mir
noch tief in den Knochen.

Ich möchte so gerne mir finanziell sel-
ber behilflich sein. Arbeitsstellen gibt es
viel zu wenige. Letzthin teilte mir ein
Arbeitgeber mit, dass für die Vakanz, für
die ich mich auch beworben hatte, bei
ihm 600 Bewerbungen eingegangen sei-
en. Man kann sich die Chancen, die da
offen sind, vorstellen. Dazu kommt, dass
ich noch älter geworden bin. Als ob dies
ein Vorwurf wäre, als ob nicht alle älter
würden. Aber die Wirtschaft definiert,
dass älter gewordene Mitmenschen nicht
eingestellt werden. Bis zum Alter von
35 Jahren, selten bis 40, noch seltener
bis 45 - und dann??? Dann ist man gar
nicht mehr erwünscht. Und welcher Ar-
beitgeber hat dann noch offene Ohren
für einen Menschen wie mich? Wie kann
man vom Mobbing sprechen? Von der
früheren Wegrationalisierung?

Ich bin eigentlich sprachlos über die
Zustände, die bei uns Menschen herr-
schen. Die Einblicke in die Arbeitswelt,
der Kampf um den Erhalt einer Arbeits-
stelle. Unseriöse und unzuverlässige
Vorgesetzte und Arbeitgeber, mobben-
de Vorgesetzte und Mitarbeitende, Lei-
stungsdruck, Erpressung, Verluste, Ver-
armung, der Gang zum Sozialamt und
dann die so stark vorhandene Gleichgül-
tigkeit der Umwelt. Die Mitmenschen,

die nicht so recht wissen wollen, wie es
ist und die immer die gleichen Sprüche
parat haben: Es wird schon werden. Hast
Du schon eine neue Stelle? Gleichgül-
tigkeit, anstatt Solidarität zwischen den
Erwerbslosen und StelleninhaberInnen.
Diese zwei Segmente müssten zusam-
menhalten, sich gegenseitig unterstüt-
zen. Was mir zugestossen ist, geschieht
weiterhin.

Wenn ich dann meinen Bekannten zu
erzählen beginne, mit wie wenig Geld
ich lebe, dass Fr. 40.-- bis Fr. 50.-- pro
Woche für Haushalt, Körper- und Ge-
sichtspflege, für Essen und für die Teil-
nahme am gesellschaftlichen Leben, für
Zeitung und überhaupt für alles ausrei-
chen müssen, dann gibt es ratlose Ge-
sichter. Ich bekomme diffuse Antwor-
ten wie: Ja, ich hatte es auch mal schwer
in meinem Leben, und im Kriege hatten
es damals die Grosseltern auch ganz
schwer.

Die meisten meiner Bekannten sind
noch gut situiert und haben sogenannte
gute Dauerstellen. Keiner von ihnen ist
aber bis heute auf die Idee gekommen,
mir ein bisschen Geld zu geben oder
sogar zu schenken. Es geht ja nicht um
die Summe, sondern um die Geste. So
lerne ich kennen, was das Geld aus den
Menschen macht. Wenn sie es haben,
dann sind sie versorgt und fühlen sich
behaglich wohl und kleben an ihrem
Gelde fest.

Ich betrachte oftmals Szenen am Bahn-
hofplatz, wenn ‚arme Kerle' die Men-
schen, die auf ihre Trams warten, um
einen Batzen anbetteln. Da gibt es
manchmal so raue Szenen, wie wohlbe-
tuchte Personen die Bettelnden anfah-
ren. Man könnte meinen, ihr Leben wer-
de bedroht. Dabei handelt es sich nur um
eine mitmenschliche Geste, darum, zwei
oder mehr Franken zu verschenken. Wer
bettelt denn schon gerne und freiwillig
um ein paar Batzen?

Ich habe andere Armutsbetroffene ge-
troffen, und deren Biographieberichte
liessen mich noch ratloser zurück. Da
gibt es so vehemente Schicksale, Men-
schen mit chronischen Erkrankungen,
die noch für eine kleine Weile leben
können und die eine Invalidenrente er-
halten. Man sieht es ihnen äusserlich

nicht an, wie schlecht es ihnen geht. Sie
schlagen sich auch mit den Vorwürfen
aus einem Teil der Gesellschaft herum,
dass sie Scheininvalide seien. Solche
Verleumdungen treffen sie arg. Andere
werden weiterhin intensiv medikamen-
tös behandelt. Die Diskrepanz zu dem,
was sie früher tun konnten und wie sie
jetzt dastehen, ist immens. Dies können
sie schwer verkraften. Auch Suizidge-
fährdung gehört zu solch einem Alltag.
Wer kann überhaupt ermessen, wie arg
es einem Menschen geht? Wer sieht
schon in das Innere des Anderen? Wir
Menschen sind keine Maschinen, die
gefühllos durch das Leben gehen. Erleb-
nisse und Erschütterungen hinterlassen
ihre Spuren. Sie können überwunden
werden, aber es gibt kein allgemeines
Heilmittel. Wenn unsere Gesellschaft so
verkümmert, dass sie es nicht mehr
schafft, vernünftige mitmenschliche
Umgangsformen zu unterhalten, Gelder
für Armutsbetroffene, Kranke u.a. genü-
gend frei zu geben, ja was soll dann
werden? Von den Steuergeldern wird so
viel Unsinniges bezahlt.

Ich habe bis zuletzt mit allen vernünfti-
gen und anständigen Mitteln versucht zu
verhindern, dass ich arbeitslos werde
und dass ich sogar beim Sozialamt lan-
de. Sie sehen, liebeR LeserIn, wie es mir
dabei ergangen ist. Was wird nun wer-
den? Wer will nun eine 50-jährige Sozi-
alhilfebezügerin einstellen, wer will
überhaupt zuhören und verstehen? Ich
suche und suche nach einer Arbeitsstel-
le und hoffe und hoffe, dass man dort
anständiger mit mir verfahren wird - falls
ich eine erhalten sollte.

Ich wünsche uns allen, dass wir es schaf-
fen, anständig miteinander umzugehen,
verbindlich die Armen zu unterstützen.

P.S.: Der Titel meines Berichtes heisst
bewusst so: Mein Sturz in die finanziel-
le Verarmung. Ich wurde da hinein ge-
stürzt, obwohl ich dies zu verhindern
versucht habe. Aber ich bin nur finanzi-
ell verarmt, ansonsten nicht. Meine Fä-
higkeiten sind vorhanden, meine Inter-
essen, mein Engagement, meine Hoff-
nungen, meine Träume.

Anonyme Frau, Basel
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Für einklagbare Sozialrechte: Armut bekämpfen, nicht die
Armutsbetroffenen!

Die Dimension der Armut ist viel grös-
ser und ihre Auswirkungen über Gene-
rationen viel verheerender, als es wahr-
genommen wird. Denn Armut umfasst
die gesamte Existenzweise eines Men-
schen. Armut gilt durch den Rechtspo-
pulismus wieder vermehrt als Schuld
und Schande und als persönliches Schei-
tern, als Mangel an Selbstverantwor-
tung. Darum schweigen viele  Armuts-
betroffenen darüber und brauchen sehr
viel Energie, um sich und ihre Armut zu
verstecken. Tatsache ist jedoch, dass
gerade Armutsbetroffene oft sehr tüch-
tige Leute sind, ihre Arbeit jedoch nicht
entsprechend entlöhnt wird, wie dies
beispielsweise bei allein erziehenden
Müttern der Fall ist. Verzweifelt suchen
Arbeitslose nach Stellen, die es aber im
Zuge der Gewinnmaximierung durch
Stellenabbau immer weniger gibt.

Wenn immer möglich, wird der Bittgang
aufs Sozialamt vermieden. Über die
Hälfte der Armutsbetroffenen beziehen
keine Sozialleistungen, obwohl sie wel-
che zu Gute hätten. Warum? Alles wird
unternommen, um nicht von der Sozial-
hilfe abhängig zu sein, um zu  bewei-
sen, dass man nicht zu den „Sozial-
schmarotzern“ gehört, sondern zu den
„Tüchtigen und Arbeitswilligen, die für
sich selber sorgen“, wie sich die SVP
ausdrückt. Die SVP-Hetzkampagnen
vergiften schleichend und immer mehr
das sozialpolitische Klima mit faschisto-
idem Gedankengut, wodurch die Ar-
mutsbetroffenen unter anhaltenden
Rechtfertigungsdruck geraten.
Ein weiterer wichtiger Grund, keine
Sozialhilfe zu beziehen, ist für Armuts-
betroffene die Verwandtenunterstüt-
zungspflicht. Sie wollen nicht, dass ihre
Eltern oder Kinder für sie zurückzahlen
müssen oder ihrE PartnerIn auch noch
damit belastet wird. Bei AusländerInnen
besteht das Problem darin, dass sie ihre
Aufenthaltsbewilligung verlieren kön-
nen. Flüchtlingen, die von der Sozial-
hilfe abhängig sind, ist es unmöglich,
einen besseren Ausländerstatus zu er-
werben.

Dafür, dass jemand arm ist oder wird,
gibt es verschiedene Gründe. Oft han-

delt es sich um sehr viele und komplexe
Faktoren. Darum gibt es nicht die Ar-
mutsbetroffenen, sondern alle haben ihr
persönliches Schicksal, ihre persönliche
Leidensgeschichte: Die Vielfalt von Ar-
mut ist so gross wie die Vielfalt der
Menschen. Die einen leben seit ihrer
Geburt auf der Schattenseite der Wohl-
standsgesellschaft, andere geraten in Not
durch einen Schicksalsschlag und kön-
nen es nicht verkraften, plötzlich in Ar-
mut leben zu müssen, obwohl sie doch
stets alles im Griff hatten. Nicht selten
schwinden die Kräfte, weil sie über Jah-
re, Jahrzehnte ständig sich überarbeitet
haben, damit sie nicht der Armut verfal-
len. Schwere Krankheiten sind der Preis
des Fleisses! Hinter Masken grenzen
sich die Armutsbetroffenen voneinander
ab.
Dennoch gibt es trotz der grossen Un-
terschiede viele Gemeinsamkeiten: Ar-
mut bedeutet für alle davon Betroffenen
tiefe Verzweiflung, Existenzangst, Not.
Die täglich erlittenen Mängel aller Art,
die ständig erzwungenen Verzichte -
auch bezüglich Gesundheit - inmitten
einer Konsumgesellschaft, Schulden
und Betreibungen, die übermässigen
Anstrengungen zum Abzahlen der
Schulden, das ständige Gefühl nicht zu
genügen, umfassen das ganze Lebens-
dasein. Armut macht krank und lässt
Armutsbetroffene vorzeitig sterben,
während das Alter der anderen Bevöl-
kerungsschichten ständig steigt.

Eine andere Lebensrealität

Immer mehr Kinder sind gezwungen,
auf die gesellschaftlichen Selbstver-
ständlichkeiten zu verzichten. Die Le-
benserfahrung dieser Kinder beinhaltet
Ausgeschlossensein auf Grund von Ar-
mut, ihre Sozialisation bedeutet Aus-
grenzung! Das Gerede von Integration
und Chancengleichheit ist bürgerliche
Schönfärberei angesichts der Tatsache,
dass weit über ein Zehntel der Kinder in
Armut lebt. Das Erleiden von Ausgren-
zung und der damit verbundenen aus-
gesprochenen und unausgesprochenen
Demütigungen, denen Armutsbetroffe-
ne bereits als Kinder in unserer sehr rei-
chen Gesellschaft ausgesetzt sind, das

ständige Erleben, dass man nicht dazu
gehört und doch da ist, schaffen irrepa-
rable psychosoziale Schädigungen,
Schul-, Bildungs- und Gesundheitspro-
bleme.

Armutsbetroffene haben nicht selten ein
so erschütterndes Schicksal, dass sie sich
gar nie in die Gesellschaft integrieren
können, obwohl sie SchweizerInnen
oder hier aufgewachsen sind. Ihre fata-
le Lebensgeschichte ist gezeichnet von
Brüchen, Krankheit, Misshandlungen,
Armut und schlechten Erfahrungen mit
der sozialen Umgebung. Gesellschaftli-
che Selbstverständlichkeiten sind ihnen
fremd, die üblichen Sozialkompetenzen
konnten unter den entsetzlichen Bedin-
gungen ihrer Kindheit und Jugend
schlicht nie erworben werden. Kontak-
te zu Personen ausserhalb des eigenen
sozialen Kreises werden gemieden, weil
sie zu  bedrohlich sind. Durch den stän-
digen Überlebenskampf unterscheiden
sie sich von den Menschen der Mehr-
heitsgesellschaft so stark, dass die Ver-
elendung ihren Lauf nimmt: Werden in
Erstgesprächen auf Ämtern oder in In-
stitutionen Angaben über den Lebens-
lauf verlangt, bleibt Armutsbetroffenen
nur, zu schweigen oder sich zu verwei-
gern, weil er so fürchterlich ist, dass sie
oft gar nicht darüber sprechen können.
Wird beispielsweise nur schon nach dem
Vater gefragt, kann dies für einen Men-
schen ganz schwerwiegend sein, wenn
der Vater unbekannt ist und darum die
Kindheit zur Hölle wurde. Die einen
verstummen und brechen in sich zusam-
men, andere geraten in Wut und agie-
ren. Bei Fragen nach Schule und Aus-
bildung können Befragte plötzlich in
eine psychische Krise geraten, weil sie
nicht aussprechen können, was sie als
Kind durchlitten haben. Oft wird aber

Unter dem Titel: „Immer mehr
Zwangsausweisungen aus Wohnun-
gen“ ist im Tagi vom 16. 3. 06 zu le-
sen: „Die Stadtammänner mussten
281-mal Einzelpersonen, Familien
oder Geschäftsbesitzer zwangsrecht-
lich aus ihren Wohnungen weisen
(Vorjahr 186).“
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dieses völlig verzweifelte Verhalten von
HelferInnen diverser Professionen über-
haupt nicht verstanden und der/die Kli-
entIn wird als renitent betrachtet und
entsprechend bestraft - der Teufelskreis
schliesst sich.

Der politische Trick: Die Armutsgren-
ze nach unten verschieben

SozialhilfebezügerInnen werden zuneh-
mend geschröpft: Seit Jahren klagen sie,
dass das Sozialhilfegeld nirgends hin-
reicht. Von einem menschenwürdigen
Leben kann keine Rede sein! Noch 1994
wurde an der jährlichen Tagung der
SKOS, der Schweizerischen Konferenz
für öffentliche Sozialhilfe, darauf hin-
gewiesen, dass Sozialhilfeabhänigkeit
nur eine kurze Überbrückung und es
deshalb durchaus zumutbar sei, in die-
ser Zeit auf Anschaffungen zu verzich-
ten. Inzwischen erwiesene Tatsache ist
jedoch, dass immer mehr Menschen
über Jahre damit leben müssen. So sind
die Leute gezwungen, sich alltägliche
Verbrauchsgüter wieder neu anzuschaf-
fen, was im Sozialhilfebudget aber nicht
vorgesehen ist. Weil die Zahl der Ar-
mutsbetroffenen enorm steigt, werden
die Sozialausgaben abgebaut.

Der Missstand der viel zu geringen Lei-
stungen wurde durch die neuen Richtli-
nien der SKOS, die 2005 in Kraft getre-
ten waren, noch verschärft, massive
Kürzungen wurden vorgenommen. Be-
vor diese neuen Richtlinien in Kraft ge-
treten waren, war man als Berechnungs-
grundlage von den 20% der niedrigsten
Einkommen ausgegangen. Die neuen
Berechnungen hingegen gehen von den
10% der niedrigsten Einkommen aus.
Der Kritik an den Kürzung wurde ent-
gegengehalten, dass im Gegensatz zu
vorher nun Arbeit belohnt würde, ge-
mäss dem Motto: „Arbeit soll sich loh-
nen“. Doch selbst der Geschäftsführer
der SKOS schreibt im ZESO, der Zeit-
schrift der SKOS: „Der Einkommens-
freibetrag (EFB) erreicht nirgends das
von der SKOS vorgegebene Maximum
von Fr. 700.- bei einer Vollzeitbeschäf-
tigung für eine Einzelperson. Es wird
zum Teil stark unterschritten.“ (Nr. 1,
März 2006) Mit „nirgends“ sind alle
Kantone, ist die ganze Schweiz gemeint!

Die Verschuldung breiterer Bevölke-

rungsteile nimmt zu. In Zürich, so be-
richtet der Tagi vom 16. 3. 06, „stieg die
Zahl der ergebnislosen Pfändungen von
26'065 auf 30'024; in solchen Fällen fin-
den die Betreibungsbeamten bei den
Schuldnern nichts mehr, was sich pfän-
den liesse. Oft handelt es sich um Für-
sorgeabhängige, IV-Bezüger oder Wor-
king Poor.“ Betreffend den Kreis 4
schreibt der Tagi: „Das Verhältnis zwi-
schen der Zahl der Betreibungen und der
Bevölkerung ist mit 37% Prozent so
hoch wie während der Kriegsjahre.“

Für individuell einklagbare soziale
Rechte!

Aufs Sozialamt gehen zu müssen, be-
deutet eine enorme Belastung: Durch
das grosse Machtgefälle zwischen So-
zialarbeiterInnen und KlientInnen ent-
steht ein Gefühl der Ohnmacht und des
Ausgeliefertseins. Armutsbetroffene
fühlen sich ausgeliefert, ausgefragt, oft
übergangen, nicht ernst genommen und
müssen sich wegen ihrer Not unterwer-
fen.
„Wir sind ja keine Menschen, wir ha-
ben keine Rechte, wir sind ja nur Sozi-
alhilfebezügerInnen!“, wird verzweifelt
festgestellt. Immer wieder werde ich
gefragt, welches Gericht denn zustän-
dig sei, die in der Bundesverfassung
garantierten Rechte der BürgerInnen
direkt einzufordern: das Recht, als Er-
wachseneR (Aus-)Bildung zu erhalten,
das Recht auf medizinische Behandlung,
auf Medikamente, welche nicht durch
die Grundversicherung gedeckt sind, das
Recht auf menschenwürdiges soziales
Leben bei Krankheit, dringende Leistun-
gen wie Haushalthilfe, Begleitungen,
welche nicht von der Krankenkasse
übernommen werden und oft auch nicht
in den Raster der auf Sparen bedachten
Hilflosenentschädigung der IV passt,
das Recht auf Schweigepflicht des Arz-
tes/der Ärztin gegenüber dem Sozialamt,
das Recht auf von erwerbslosen oder -
unfähigen, psychisch belasteten Fami-
lien auf einen Krippenplatz, das Recht
auf eine eigene Wohnung, statt nur auf
eine Unterkunft, usw.

Tatsache ist, dass die Liste der fehlen-
den Bürgerrechte für Armutsbetroffene
noch fortgesetzt werden kann. In der
Schweiz gibt es keinen individuell ein-
klagbaren Rechtsanspruch auf soziale

und gesundheitliche Leistungen, eben-
so wenig auf (Aus-)Bildung und Pfle-
ge. Das Gefühl der Unmöglichkeit, sei-
ne eigenen Rechte durchzusetzen, des
Zwangs, darauf zu verzichten, weil man
arm und unterprivilegiert ist, kerbt sich
tief in die Seele ein: „Es hat doch alles
keinen Sinn, ich bin ja in den Augen der
anderen ein Nichts!“ Armutsbetroffene
verfügen auf Grund des Fehlens sozia-
ler Rechten über keine Möglichkeit, in
der Sozialpolitik, im Sozialwesen über
Massnahmen und deren Bedingungen
mitentscheiden zu können. Über Sozi-
alhilfebezügerInnen wird bestimmt und
verfügt! Ein gleichberechtigter Dialog
auf allen Ebenen ist ausgeschlossen, dies
ist bittere juristische Realität. Der Wille
zum Widerstand von Armutsbetroffenen
wird vermehrt und lauter bekundet!

Die Sozialapartheid schreitet in rasan-
tem Tempo voran

Diese undemokratische Struktur inner-
halb des Rechtsstaates, dieser funda-
mentale Ausschluss birgt in sich die
strukturelle Gewalt und Verachtung ge-
genüber Armutsbetroffenen. Darum ist
die Sozialhilfe totalitär. Die aktuelle
Debatte über „Sozialdetektive“ diskre-
ditiert Armutsbetroffene nochmals als
potentielle Kriminelle, ist ein Messer-
stich in blutende Wunden des Armseins.
Das restliche Selbstbewusstsein von
Menschen in Not wird mit Füssen ge-
treten.

Die Lebensrealität von Armutsbetroffe-
nen beinhaltet den ständigen Überle-
benskampf: Nimmt der politische Druck
der faschistoiden Rechten weiter zu,
werden sich die Lebensbedingungen
breiterer Kreise von Armutsbetroffenen
bis zur Unerträglichkeit verschlechtern,
wird die Gesellschaft auseinander bre-
chen und der Dialog verstummen. In
Frankreich und anderen europäischen
Städten  brannten und brennen Vorstäd-
te.
Dies ist die Antwort der Ausgegrenzten,
Verzweifelten, Chancenlosen - und in
der Schweiz verschieben sich die Aus-
gaben vom Sozialen, von Gesundheit
und Bildung zu Polizei und Justiz, wäh-
rend die Firmen, Banken, Versicherun-
gen und ihre Manager Rekordgewinne
in ihre Tasche scheffeln!

Branka Goldstein
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Eine psychoanalytische Studie mit SlumbewohnerInnen in Peru

Die Reflexion der Rolle des ökonomi-
schen Umfeldes für die psychische
Entwicklung wird in der Forschung
weitgehend vernachlässigt. Eine
Gruppe von peruanischen Psycho-
analytikerInnen und Sozialwissen-
schaftlerInnen hat nun in Gesprächen
mit SlumbewohnerInnen eines
Elendsviertels in Lima untersucht, auf
welche Weise die dort lebenden Men-
schen ihre Situation deuten und psy-
chisch verarbeiten. Die gewonnenen
Erkenntnisse können auf Menschen
überall auf der Welt übertragen wer-
den, die in Armut und Gewalt auf-
wachsen. So wirken die entsprechen-
den psychischen Mechanismen eben-
falls bei den armutsbetroffenen, kran-
ken Menschen, denen wir bei der Ar-
beit der IG Sozialhilfe begegnen.

Die TherapeutInnen untersuchten die
von Migration und Armut geprägte in-
nere Welt der SlumbewoherInnen in
Lima mittles der psychoanalytischen
Methode und der systematischen Ana-
lyse des Verlaufs der Gesprächsbegeg-
nungen zwischen TherapeutInnen und
SlumbewohnerInnen. Nicht nur die Mit-
teilungen der KlientInnen, sondern
ebenso die Reaktionen der TherapeutIn-
nendarauf und die Veränderungen im
Selbstverständnis der KlientInnen durch
die Deutungen der TherapeutInnen wa-
ren Gegenstand der Untersuchung.

Ein Leben ohne Kindheit

Für die Biographien der Slumbewohner-
Innen, die mehrheitlich aus armer, länd-
licher Umgebung stammen, sind wieder-
holte traumatische Unterbrechungen der
Beziehungen zu den wichtigsten Be-
zugspersonen charakteristisch. Ein Trau-
ma bezeichnet den Einbruch äusserer Er-
eignisse, die die Verabeitungskapazität
des kindlichen Ichs sprengen. Die trau-
matischen Erlebnisse werden im Seelen-
leben eingekapselt, isoliert und so zu ei-
nem „Fremdkörper“ gemacht; die Auf-
rechterhaltung dieser Isolierung absor-
biert einen Teil der dem Individuum ver-
fügbaren psychischen Energien.
Ereignisse wie der Tod von nahe stehen-
den Personen durch Krankheiten, die

infolge der Armut nicht angemessen
behandelt werden können, werden un-
bewusst als Realisierung von Todeswün-
schen aufgefasst. Die durch derartige
Erfahrungen vorgeschädigte kindliche
Persönlichkeitsstruktur unterliegt dann
dem Schicksal der Migration von den
ländlichen Herkunftsorten in die Slums,
des Verlassens einer zwar oft unwirtli-
chen, aber doch vertrauten Umgebung.
Am Ende der Wanderung stehen Erfah-
rungen wie die Instabilität der Beschäf-
tigung und die Desintegration der Fa-
milie.
In der Welt von Elend und Gewalt ist
die Erfahrung von äusserer Versagung
sowohl emotionaler als auch materiel-
ler Art die Regel. Diese fördert die Ver-
innerlichung der negativen Erlebnisse
und die Stärkung der Gewissensinstanz.
Die Armut, in der sie sich befinden, wird
oft als gerechte Strafe für von ihnen be-
gangen Frevel gedeutet. Die erfahrene
Aggression wird gegen sich selbst ge-
wendet und mittels Identifizierung mit
dem Aggressor werden Ohnmachtsge-
fühle abgewehrt.
Den Kindern wird kein Raum zum spie-
lerischen Erlernen der Unterscheidung
zwischen Realität und Phantasie ge-
währt. Sie verharren in der für ein be-
stimmtes Kindesalter typischen Egozen-
trik, in welcher Allmachtsgefühle über-
wiegen. Es fehlt weitgehend die Erfah-
rung einer verlässlichen Aussenwelt,
welche Orientierung bietet. Eine verläss-
liche Realität würde die kindliche All-
macht begrenzen, Schuldgefühle ver-
mindern und die Fähigkeit zu einer an-
gemessenen Realitätsprüfung vermit-
teln. Die resultierenden Schuldgefühle,
Rettungserwartungen und die Neigung
zur Passivität schränken die Möglichkei-
ten der SlumbewohnerInnen zur Verbes-
serung ihrer Situation weiter ein. Den
SlumbewohnerInnen erscheint ihr eige-
nes künftiges Schicksal nicht als ein Re-
sultat individueller Lebensgestaltung,
sondern als eine Dimension, in der alles
unklar ist und die magischen Gesetzen
unterliegt. Die widrigen Lebensumstän-
de können den Betroffenen als rationa-
lisierende Erklärung dienen für das Un-
vermögen, Grössenphantasien zu ver-
wirklichen, so dass diese unangetastet

bestehen bleiben und keiner den Reali-
tätssinn fördernden kritischen Prüfung
unterzogen werden können.

Armut, Elend und Gewalt

Die in den Familien verbreiteten physi-
schen Gewaltanwendungen als Erzie-
hungsmittel im ebenfalls von Gewalt
geprägten gesellschaftlichen Umfeld
fördern allgemein die Senkung der
Hemmschwelle gegenüber gewalttäti-
gen Aktionen. Das Verbleiben in der
kindlichen Phase der Egozentrik, in der
Allmachtsphantasien vorherrschen, ver-
grössert bei den Heranwachsenden die
Gewaltbereitschaft: durch Anwendung
von Gewalt können sie ihre Grössen-
phantasien ausleben.

Die Kinder in den Slums können weder
an einem Modell noch durch eigenes
Erleben selbstloses und solidarisches
Handeln zum Wohle eines Kollektivs
erlernen. Was bleibt, ist allzu oft Miss-
trauen anderen gegenüber und die be-
ständige Suche nach Ausbau der eige-
nen Überlebens- und Lebenschancen.
Die unter den defizitären Sozialisations-
bedingungen heranwachsenden Kinder
werden nicht befähigt, später als Eltern
ihre Kinder anders zu erziehen, als sie
es selbst erfahren haben. Deshalb ist es
unerlässlich, Wege zu finden, um den
Teufelskreis zu unterbrechen. Die Psy-
choanalyse mit dem Ziel innerpsychi-
scher Veränderung ist einer davon.
Die genannten Entwicklungsschwierig-
keiten sind auch bei Armutsbetroffenen
Menschen in der Schweiz anzutreffen.
Der tägliche Überlebenskampf und die
erlittenen Traumatisierungen verbrau-
chen den grössten Teil der Kapazitäten
der Betroffenen. Ein Verständnis für die
psychischen Auswirkungen von Elend
und Gewalt ist im Kampf für ein men-
schenwürdigeres Leben von grosser
Bedeutung. Die Existenzsicherung muss
deshalb nicht nur die materielle, sondern
auch die psychische Dimension der Ar-
mut berücksichtigen.

Literatur: Diverse Werke von César
Rodriguez Rabanal, Peru

Sandra Gamsriegler
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Die Kulturlegi Zürich hat nicht nur ein neues Logo

Die Kulturlegi hat seit Frühling 2006
eine eigene, unverwechselbare Grafik,
weil das Eidgenössische Institut für gei-
stiges Eigentum IGE in Bern den von
uns erfundenen Begriff Kulturlegi und
das bisherige Logo nicht als genügend
eigenständig und damit nicht als schüt-
zenswert erachtete. Wir betrachten es als
ein Erfolg, dass nach zehn Jahren der
Begriff Kulturlegi schon so sehr zum
Gemeingut geworden ist, dass er sich
nicht mehr ohne Bildmarke schützen
lässt. Am 13. Februar 2006 hat das IGE
nun die Marke Kulturlegi der IG-Sozi-
alhilfe im Schweizerischen Handels-
amtsblatt (SHAB) publiziert.
Die Grafik mit dem hochgestellten Wort
Legi, erstellt von Beatrice Güntensper-
ger und Beni Müller, symbolisiert für
uns, dass mit der Kulturlegi der Zugang
zur Kultur erleichtert werden soll. Durch
die Vergünstigung sind wir schon einen
Schritt weiter oben auf der Treppe zur
Bühne der Kultur. Wir wollen mit der
Kulturlegi den Weg aus dem Dunkel ins
Helle vereinfachen, den Weg vom Still-
stand zur Bewegung. Damit sind wir bei
der schwungvollen Wellenlinie, die für
uns bedeutet, dass Kultur auch immer
mit Veränderung zu tun hat. Dies sym-
bolisiert das Logo der Kulturlegi als
unendliche Schwingung. Wir wollen
nicht nur Armutsbetroffenen den Kon-
sum von Kultur verbilligen, sondern
überlegen uns, wie wir sie dazu ermun-
tern können, aus der armutsbedingten
Isolation herauszutreten und am gesell-
schaftlichen Leben teilzunehmen, auch
um der Öffentlichkeit ihre Bedürfnisse
sichtbarer und verständlicher zu ma-
chen.

Scharf beobachtete Kulturlegi

Von Susi Gut und Markus Schwyn (bei-
de SVP) wurde am 8. März 2006 im
Zürcher Gemeinderat folgende Interpel-
lation (parlamentarische Anfrage) ein-
gereicht:

„Die IG Sozialhilfe hat gemäss ihrer
Zeitung Nr. 10 im Jahr 1994 die soge-
nannte Kulturlegi erfunden. Diese Kul-
turlegi wird heute von der Stadt Zürich
abgegeben und subventioniert. In der
Angebotsliste befinden sich mittlerwei-
le über 90 kulturelle Veranstalter, bei
denen Kulturlegi-Inhaber billiger oder

gar gratis Eintritt haben. Die Kulturlegi
kann in allen Sozialzentren, aber auch
bei der Asyl-Organisation beantragt
werden, es kommen demzufolge offen-
sichtlich auch Asylanten in den Genuss
dieser Subvention. In der Stadt Zürich
gibt es soziale Härtefälle, bei welchen
eine Subventionierung des kulturellen
Angebots angesagt ist. Warum aber alle
Sozialhilfeempfänger, inkl. der Asylan-
ten pauschal von diesem Angebot pro-
fitieren sollten, ist nicht nachvollzieh-
bar. In diesem Zusammenhang bitten wir
um die Beantwortung der folgenden Fra-
gen:
1. Wie viele solcher Kulturlegis wurden

in den letzten 5 Jahren abgegeben?
2. An wie viele Asylanten wurde diese

Legi in den letzten 5 Jahren abgege-
ben?

3. Wie viele Eintritte wurden mit der
Kulturlegi in den letzten fünf Jahren
'bezahlt'?

4. Welche Kulturinstitute waren davon
betroffen?

5. Wie hoch waren die Einnahmenein-
bussen bei den einzelnen Kulturinsti-
tuten in den letzten 5 Jahren?

6. Wie stellt sich der Stadtrat dem Vor-
wurf, dass mit dieser Kulturlegi So-
zialhilfeempfänger, welche pro Mo-
nat nachgewiesenermassen bis zu Fr.
6000 Sozialhilfe empfangen, in den
unentgeltlichen oder verbilligten Ge-
nuss von kulturellen Veranstaltungen
gelangen, welche sich eine Familie
des Mittelstandes auch nicht leisten
kann, da die Eintritte zu hoch sind?“

Die Unterscheidung zwischen sozialen
Härtefällen und Sozialhilfeempfängern,
die angeblich keine Härtefälle darstel-
len, schockiert mich genauso wie die
abschätzige Benennung von Asylsu-

chenden als Asylanten. Die Fragestel-
lenden disqualifizieren sich dadurch
gleich selber. Andererseits bin auch ich
daran interessiert zu erfahren, wo wie
viele Eintritte mit der Kulturlegi erfolgt
sind. Von Einnahmeeinbussen wird wohl
kaum gesprochen werden können, da
durch die Kulturlegi ja eher mehr als
weniger Eintritte erwirtschaftet werden
und die Auslastung dadurch verbessert
wird.
Bisher wird die Kulturlegi in Zürich an
alle EinwohnerInnen abgegeben, die
vom Sozialdepartement der Stadt Zürich
unterstützt werden. Wer mit weniger als
dem Existenzminimum auskommt, aber
keine Unterstützung bei der Stadt bean-
tragt, bekommt nach heutiger Regelung
daher auch keine Kulturlegi. Wir sind
mit der Stadt Zürich im Gespräch, um
Modalitäten zu entwickeln, die es uns
erlauben, allen Armutsbetroffnen in Zü-
rich die Kulturlegi auszustellen. Die bis-
herigen Verhandlungen scheinen uns
sehr erfolgversprechend und wir hoffen
auf einen baldigen Durchbruch in die-
ser Sache.
Wir suchen weitere Angebote für die
InhaberInnen der Kulturlegi. Dabei fas-
sen wir den Begriff der Kultur breit und
umfassend auf. Zuoberst auf der
Wunschliste der Armutsbetroffenen ste-
hen nach wie vor Lebensmittel. Sehr
gefragt sind aber auch Vergünstigungen
zum Mitmachen beim Sport. Vor allem
bei kinderreichen Familien verunmög-
licht das knappe Budget oft eine Betei-
ligung der eigenen Kinder am sportli-
chen Leben der MitschülerInnen. Der
dritte Eintrag auf der Wunschliste ist die
Vergünstigungen bei der Aus- und Wei-
terbildung.
www.kulturlegi-zuerich.ch

Beni Müller, Projektleiter Kulturlegi
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Verwirklichung der Menschenrechte auch für Armutsbetroffene: Aus
dem Jahresbericht der IG Sozialhilfe 2005

Ständig wachsender Druck auf die Ar-
mutsbetroffenen durch die neuen
SKOS-Richtlinien

Die Idee hinter den neuen Richtlinien
der Schweizerischen Konferenz für So-
zialhilfe SKOS, die inzwischen den
meisten Kantonen als Leitfaden dienen,
ist die Stimulierung der eigenen Kräfte
zur Überwindung der Armut. Dadurch
wird aber in Wirklichkeit versucht, die
Armutsbetroffenen für die steigenden
Sozialausgaben haftbar zu machen, und
dafür, dass es immer weniger Arbeits-
plätze gibt. Wir erleben in unserer Be-
ratungsarbeit, wie verheerend sich die-
se zugemutete Neuerung auf Menschen
auswirkt, die durch das soziale Netz ge-
fallen sind und eine schwere körperli-
che und psychische Bürde tragen.

Langzeitbegleitung

Der Kern unserer Arbeit bestand 2005
nach wie vor in der Langzeitbegleitung
von über 50 psychisch und körperlich
schwer kranken Frauen, Männern und
Kindern. Besonders hervorzuheben ist
die Betreuung einer randständigen
Grossfamilie mit sechs Kindern im Lu-
zernischen, die durch die Hochwasser-
katastrophe ihr Heim und damit auch
ihre Existenz verlor.

Direkthilfe

Materielle Direkthilfe zur Verbesserung
der Lebensqualität gewährten wir nur
denjenigen arbeitsunfähigen, mehrfach
kranken Armutsbetroffenen, bei denen
der materielle Mangel eine Grössenord-
nung erreichte, in der ein menschenwür-
diges Leben ohne diese Unterstützung
nach Ausschöpfung aller finanziellen
Rechtsansprüche nicht mehr möglich
war.

IG Wohnen, das menschenwürdige
Wohnen

Die IG Sozialhilfe vermietete acht Woh-
nungen ausschliesslich an Personen, die
von uns sozialmedizinisch und psycho-
logisch begleitet wurden. Zudem über-
nahmen wir für unsere MieterInnen die
persönliche Administration und die

Geldverwaltung, die von ihnen nicht
wahrgenommen werden konnte und be-
gleiteten sie bei ihrer persönlichen Ter-
minverwaltung. Die Wohnungsmieten
wurden durch Rückzahlungen von Äm-
tern finanziert.

Öffentlichkeitsarbeit

Über unsere Arbeit wurde in den Medi-
en mehrmals berichtet: In einem Portrait
von Charlotte Spindler über unsere Prä-
sidentin Branka Goldstein im Züri-Tipp
vom 14. Juli 2005 mit dem Titel: „Ich
bin eine Zaunreiterin“ und in einem In-
terview mit VertreterInnen der IG Sozi-
alhilfe und der Basler Armutskonferenz
von unten in der Zeitschrift für Sozial-
hilfe ZeSo Nr. 3/2005: Armutsbetroffe-
ne erheben Einspruch: „Es muss aufhö-
ren, dass man uns Steine in den Weg
legt“. Wir forderten mehr Mitsprache der
Betroffenen bei der Gestaltung der So-
zialhilfe.

Wieder wurde die IG-Zeitung auf den
Strassen der Deutschschweiz verkauft.
Sie ist Sprachrohr der Armutsbetroffe-
nen aber auch eine Einnahmequelle für
unsere Arbeit, denn das Verfassen und
Korrigieren der Texte erfolgte wie im-
mer ausschliesslich durch unbezahlte
Solidaritätsarbeit.

Neuer Internetauftritt nach dem Mot-
to „Baustelle der Unermüdlichen“

Da immer mehr Junge in die Armutsfal-
le geraten, kommt unserem Internetauft-
ritt als Link zu dieser Generation eine
besondere Bedeutung zu. Durch uner-
müdliche Milizarbeit wurde der verei-
nigte Webauftritt der IG Sozialhilfe und
der Kulturlegi stark ausgebaut: http://
www.ig-sozialhilfe.ch

Standaktion am Bellevue zur Arbeit
der IG Sozialhilfe

Nur meteorologisch betrachtet fiel un-
sere Standaktion am Zürcher Bellevue-
platz buchstäblich vom Regen in die
Traufe. Unsere heissen Diskussionen mit
Betroffenen, Freunden und Passanten
zur sozialen Lage in der Schweiz wur-
den durch das enge Beieinanderstehen

unter dem Dach des neu renovierten
Standes nur verstärkt. Ein furchterregen-
der Totentanz, gespielt vom Basler Ar-
mutstribunal, erhöhte die Beachtung
unserer Aktion bei den FussgängerInnen
wie bei den TramfahrerInnen und war
für uns ein Zeichen der Solidarität über
die Kantonsgrenzen hinweg. Mit dem
Basler Armutstribunal hatten wir schon
im Juni in Luzern an einer Veranstaltung
zum Thema SKOS erfolgreich zusam-
mengearbeitet. Die von uns immer wie-
der angeregte Diskussion zum Thema
Armut in der Schweiz wurde dann end-
lich drei Monate später zum Jahresbe-
ginn 2006 auch von den Schweizer
Medien in aller Breite aufgenommen.

Solidaritätsparty für die IG Sozialhil-
fe mit Diskussion über den Sozialab-
bau

Als etwas spezieller Auftakt zur Ad-
ventszeit und zur Speisung unserer Kas-
se organisierten wir eine Solidaritätspar-
ty, an der wir mit dem Soziologen Kurt
Wyss eine spannende Gesprächsrunde
zu den tieferen geschichtlichen und wirt-
schaftlichen Gründen des Sozialabbaus
bildeten. Unter den Teilnehmenden wa-
ren auch zahlreiche Armutsbetroffene,
die ihre Ideen zur Überwindung der Kri-
se beitrugen, ehe wir uns von den DJ's
in Trance versetzen liessen.

Ausbau der Kulturlegi

Die Angebotsliste, die wir neu auch auf
dem Internet publizieren, weist inzwi-
schen über 100 Einträge mit Angeboten
aus Kultur und Sport auf, bei denen  die
InhaberInnen der Kulturlegi Vergünsti-
gungen erhalten. Pro Jahr werden inzwi-
schen von den Sozialzentren und von der
Asylorganisation 1'300 Kulturlegis aus-
gestellt. Dennoch bleibt die Teilnahme
am kulturellen Leben für viele Armuts-
betroffene schwierig, weil oft auch die
ermässigten Eintritte unbezahlbar blei-
ben. Der aufreibende Überlebenskampf,
die soziale Isolation und vor allem die
Scham bewirken eine Absonderung vom
gesellschaftlichen Leben (vgl.
www.kulturlegi-zuerich.ch und neben-
stehenden Artikel). Branka Goldstein

Beni Müller
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Matronats- und Patronatskomitee der IG Sozialhilfe

Folgende Persönlichkeiten unterstützen die Tätigkeit der IG Sozialhilfe:
Abt Urs, dipl. Psychologe, Maur/ZH * Altwegg Leni, Theologin, Zürich * Baeriswyl Michel, Dr. phil.,
Kulturphilosoph, Sozialpsychologe, Zürich * Bänziger-Müller Suzanne, Schulleiterin, Rufi/ZH * Beck-
Kadima Muriel, lic. jur., Juristin, Menschenrechtsbeauftragte, Ipsach/BE * Bolli Karl, Dr. med., Niederwe-
ningen/ZH * Bühlmann Cécile, Nationalrätin, Luzern * de Baan Verena, Supervisorin und Organisationsbe-
raterin, Zürich * Etter Urs, Dr. theol., Stäfa/ZH* Furrer Hans, Dr. phil., Erwachsenenbildner, Boll/BE *
Giovanelli-Blocher Judith, Sozialarbeiterin/Supervisorin, Biel * Goll Christine, Präsidentin VPOD, Natio-
nalrätin, Zürich * Grünenfelder Rico, lic. phil I, Soziologe, Informatiker * Gubser Yasmin, Rechtsanwältin,
Zürich * Gyr Christian, Umweltfachmann, dipl. natw. ETH, Basel * Gurny Ruth, Prof. Dr., Forschungslei-
terin Hochschule für Soziale Arbeit *Häner Urs, Leiter Arbeitslosen-Treff, Luzern * Hanhart Dieter, Dr.
phil., Psychologe, Männedorf/ZH * Heusser Pierre, Dr. iur., Rechtsanwalt, Zürich * Huonker Renata, lic.phil.,
Pfarrerin, Zürich * Huonker Thomas, Dr. phil., Historiker, Zürich * Hurni-Caille Louisette, Vorstandsmit-
glied der Schweiz. Sektion “Défense des Enfants International” und Mitverfasserin des Berichts “Kindesmiss-
handlung in der Schweiz” an den Bundesrat, Bern * Jäggi Christian, Dr. phil., Ethnologe, Leiter Kommuni-
kationsforschung Meggen/LU * Jegge Jürg, Leiter Märtplatz, Rorbas/ZH * Koller Erwin, Dr. theol., Journa-
list, Uster * Mäder Ueli, Prof. Dr., Soziologe, Basel * Maggi Bruno, prakt. Arzt, Zürich * Meili M., Dr. med.,
Arzt, Zürich * Mezger Eva, Journalistin, Zürich * Müller Beni  Regisseur, Zürich * Münch Annelies, Sozi-
alpädagogin, Prof. Fachhochschule für Soziale Arbeit, Basel * Oertle Daniel, Dr. med. Zürich * Prelicz-
Huber Katharina, Dozentin für Soziale Arbeit, Gemeinderätin, Zürich * Rechsteiner Paul, Nationalrat,
Präsident des Schweiz. Gewerkschaftsbundes, St. Gallen * Roth Marianne, PR Beraterin, Zürich * Rothen
Eduard, a. Stadtpräsident, a. Nationalrat, Grenchen * Rumpf Bernhard, Soziologe, Projektkoordinator, Zü-
rich * Schaub-Römer Christian, Dr. med., Zürich * Schenkel Marianne, Ärztin, Zürich * Schibli Franz,
Theologe, St. Gallen * Schmid Regula, Pfarrerin, Horgen/ZH * Schmidlin-Onofri Alois, dipl. Sozialarbei-
ter, Schaffhausen * Schwyn Christine, lic. Phil., Sozialpsychologin, Zürich * Seidenberg André, Dr. med.,
Zürich  * Seiler Alexander J., Dr. phil., Filmautor und Publizist, Zürich * Spiegel Miriam, Sozialarbeiterin,
Paar- und Familientherapeutin, Zürich * Spieler Willy, Redaktor Neue Wege, Zürich * Spillmann Margrit,
Dr. iur. Juristin, Zürich * Spörri Dorothea, Dozentin für Soziale Arbeit, Zürich * Steiger-Sackmann Sabine,
Rechtsanwältin und Notarin, Olten * Suter Tabita, M.A., lic. phil. I, Philologin, Psychologin, Zürich * Thanei
Anita, lic. iur, Rechtsanwältin, Nationalrätin, Zürich * Traitler Reinhild, Dr. phil. I, Zürich * Tschäppeler
Roland, Betriebsökonom, Fürsorgebehörde Freienbach, Freienbach/SZ * Vischer Daniel, Dr. jur., Rechtsan-
walt, Kantonsrat, Zürich * Voss Christine, lic. phil. I, Redaktorin * Wagner Antonin, Professor, Zürich *
Waldburger Samuel, Pfarrer, Psychoanalytiker, Zürich  * Wallimann Isidor, Dr. phil., Dozent, Basel *
Weidmann Afra, Schreibende, Zürich * Weil Anjuska, Kindergärtnerin, Alt-Kantonsrätin, Zürich * Wicki
Maja, Dr. phil., Philosophin, Psychoanalytikerin, Zürich * Winizki David, Dr. med., Zürich * Wirth Peter,
Dr. lic. phil. I, Psychologe, Mörschwil/SG * Wyss Kurt, Soziologe, Zürich * Zanolari Oreste, pens. Inge-
nieur, Soziologe, Zürich * Zurbuchen Christian, Pfarrer, Horgen/ZH * Zurbuchen Susi, Mittelschullehre-
rin, Horgen/ZH * Zürrer Bertel, Musiklehrerin, Zürich * Zürrer Hansheiri, Theologe, Zürich.

Die IG Sozialhilfe ist ein parteipolitisch und konfessionell unabhängiger Verein,
steht aber klar auf der Seite der Armutsbetroffenen.

Unterstützt uns politisch und materiell!
Die IG Sozialhilfe finanziert sich ausschliesslich durch private Unterstützung:

Spenden sind erbeten auf:
PC 80-47672-7, IG Sozialhilfe, Postfach, 8032 Zürich

Wir haben Steuerbefreiung erlangt: Ihre Spende können Sie von Ihrer Steuerrechnung abziehen!




